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I. 

Der  isolierte  Mensch  steht  den  Schlägen  des  Schicksals 
vielfach  machtlos  gegenüber.  Feuer,  Hagelschlag  und  Natur, 
ereignisse  verschiedener  Art  können  seine  wirtschaftliche  Existenz 
untergraben.  Krankheit,  Unfall,  Unfähigkeit  zur  Arbeit  können 
ihn  vorübergehend  oder  dauernd  daran  hindern,  für  sich  und  die 
Seinigen  thätig  zu  sein;  der  Tod  kann  ihn  plötzlich  seiner  Familie 
entreissen.  Alle  diese  Schläge  treffen  den  Einzelnen  verhältnis- 
mässig selten,  dann  aber  oft  plötzlich,  unerwartet  und  mit  ver- 
nichtender Kraft.  Fasst  man  einen  grösseren  Ausschnitt  aus  der 
Gesellschaft  ins  Auge,  so  erscheinen  diese  Ereignisse  nicht  nur 
in  grosser  Zahl,  sondern  sie  lassen  auch  eine  gewisse  Regel- 
mässigkeit  erkennen;  ihre  Wiederkehr  scheint  bestimmten  Ge- 
setzen unterworfen  zu  sein,  so  dass  sie  sich  auf  Grund  längerer 
J umfassender  Beobachtung  für  Vergangenheit  und  Zukunft  mit 
rJ  ziemlicher  Sicherheit  zahlenmässig  erfassen,  messen  lassen.  Alle 
V-  Versicherung  geht  nun  darauf  hinaus,  den  den  Einzelnen  treffenden 
Schlägen  dadurch  ihre  Wucht  zu  nehmen,  dass  ihre  finanziellen 
Folgen  unmittelbar  von  einer  Vielheit  von  Menschen  getragen 
fl  werden  und  dass  zugleich  der  auf  den  Einzelnen  entfallende  Teil 
der  Gesamtlast  auf  eine  längere  Zeit  möglichst  gleichmässig  verteilt 
wird.  Die  Verteilung  geschieht  also  nach  zwei  Richtungen  hin: 
gleichsam  nach  der  Breite  auf  viele  verschiedene  Schultern  und 
nach  der  Länge  der  Zeit  auf  eine  grosse  Reihe  von  Zeitabschnitten 
(Wochen,  Monaten,  Jahren)  hin.  Jedes  Glied  der  Versicherungs- 
gemeinschaft trägt  dann  den  seinem  Risiko  entsprechenden  Teil 
der  über  die  Zeit  annähernd  gleichmässig  verbreiteten  Gesamtlast. 

In  Fällen,  wo  jeder  Schaden  sofort  durch  eine  einmalige 
oder  doch  zeitlich  eng  begrenzte  Leistung  gedeckt  wird  (Feuer-, 
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Hagel-,  Krankenversicherung  u.  s.  w.),  ergiebt  sich  bei  Ver- 
sicherung auf  Gegenseitigkeit  die  Gegenleistung  der  Versicherten 
leicht.  Die  Versicherungsausgaben  sind  einfach  für  jedes  Ver- 
sicherungsjahr festzustellen  und  auf  die  Versicherten  zu  verteilen. 
An  Stelle  der  nachträglichen  Umlage  kann  natürlich  auch  die 
vorherige  Erhebung  von  auf  Grund  der  vorliegenden  Erfahrungen 
berechneten  Prämien  treten.  Leistung  und  Gegenleistung  halten 
sich  hier  unmittelbar  die  Wage.  Jeder  Versicherte  hat  durch 
Zahlung  seines  Beitrags  oder  seiner  (richtig  berechneten)  Prämie 
alle  Verbindlichkeiten  der  Versicherungsgemeinschaft  gegenüber 
gedeckt,  und  ebenso  hat  sich  diese  durch  Zahlung  der  Schaden- 
summe vollkommen  mit  dem  Versicherten  auseinandergesetzt. 

Weit  komplizierter  gestaltet  sich  das  Verhältnis,  wenn  die 
Entschädigungen  nicht  in  einmaligen  Leistungen,  sondern  in 
sich  längere  Zeit  hindurch  wiederholenden  periodischen  Zahlungen 
bestehen.  Dies  trifft  für  jede  Rentenversicherung,  Witwen-  und 
Waisenversorgung  u.  s.  w.  zu,  vor  allem  auch  für  die  öffentliche 
Arbeiterversicherung,  soweit  sie  über  die  Krankenversicherung 
hinausgeht,  also  in  Deutschland  nach  dem  augenblicklichen  Stand 
der  Arbeiterversicherung  für  die  Invaliditäts-,  Alters-  und  Unfall- 
versicherung. Hier  bestehen  die  Entschädigungen  in  der  Haupt- 
sache aus  Renten,  die  in  monatlichen  oder  vierteljährlichen  Raten 
längere  Zeit  hindurch  gezahlt  werden  und  zwar  bei  der  Invaliden- 
versicherung meist  auf  Lebenszeit,  bei  der  Unfallversicherung 
für  die  Dauer  der  durch  den  Unfall  bewirkten  Beeinträchtigung 
der  Erwerbsfähigkeit,  also  auch  vielfach  auf  Lebenszeit.  Bei 
solcher  Sachlage  sind  natürlich  die  wirklichen  Leistungen  der 
Versicherungsanstalten  für  einen  Schadenfall  oft  erst  nach  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  zu  bestimmen  und  die  wahrschein- 
lichen Leistungen  vorher  sehr  viel  schwieriger  zu  veranschlagen. 
Infolgedessen  wird  die  Feststellung  der  Gegenleistungen  der  Ver- 
sicherten oder  der  Versicherer  zu  einem  in  der  Praxis  oft  schwer 
zu  lösenden  Problem. 

Die  Methode  der  Beitragsbestimmung  ist  bekanntlich  bei  der 
deutschen  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  eine  ganz  andere 
als  bei  der  Unfallversicherung.  Das  Invalidenversicherungsgesetz 
geht  von  dem  Prinzip  aus,  dass  die  Summe  der  Beiträge,  die  der 
Summe  der  zu  erwartenden  Leistungen  der  Versicherungsanstalten 
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entsprechen  müsse,  auf  die  Zeit  gleichmässig  zu  verteilen  sei 
(Prämienverfahren).  Die  somit  dauernd  gleich  bleibenden  Bei- 
tragssätze mussten  auf  Grund  von  Wahrscheinlichkeitsberech- 
nungen gefunden  werden.  Es  kommt  hier  nicht  darauf  an,  ob 
die  Berechnungen  das  absolut  richtige  getroffen  haben  mögen, 
sondern  nur  auf  das  Prinzip.  Die  Unfallversicherungsgesetzgebung 
dagegen  lässt  sich  nur  bei  gewissen  Arten  von  Baubetrieben,  im 
übrigen  gar  nicht  auf  derartige  Betrachtungen  ein.  Sie  fragt 
nicht  danach,  was  der  zu  entschädigende  Unfall  für  die  Ver- 
sicherungsanstalt — hier  Berufsgenossenschaft  genannt  — finanziell 
zu  bedeuten  hat,  also  namentlich  nicht,  welches  Kapital  eine 
bewilligte  Rente  repräsentiert,  sondern  sie  kümmert  sich  lediglich 
um  die  tatsächlichen  Bedürfnisse  jedes  Jahres  und  verteilt  diese  mit 
einem  Zuschläge  zum  Reservefonds  auf  die  einzelnen  Versicherer 
(Unternehmer).  Auf  diese  Weise  ist  denn  nicht  eine  eigentliche 
Versicherung  aufgebaut,  sondern  nur  eine  Versorgung  geschaffen 
worden,  deren  Lasten  mit  der  steigenden  Zahl  der  zu  Versorgenden 
(d.  h.  der  Verletzten  und  der  Hinterbliebenen  Getöteter)  beständig 
wachsen  muss,  bis  einmal  die  Anzahl  der  durch  Wiedererlangung 
der  Erwerbsfähigkeit,  Tod  u.  s.  w.  ausscheidenden  Rentenempfänger 
jährlich  ebenso  gross  sein  wird  wie  die  der  neu  hinzutretenden. 

Die  Reichsregierung  selbst  hatte  ursprünglich,  wie  der  erste 
Entwurf  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  Jahre  1881  beweist, 
eine  Versicherung  im  eigentlichen  Sinne  schaffen  wollen,  also 
eine  Einrichtung,  bei  der  die  jährlichen  Einnahmen  der  Ver- 
sicherungsanstalt der  Belastung  durch  die  im  Laufe  des  Jahres 
entstandenen  Verpflichtungen  entsprechen  sollten.  Dieser  Ent- 
wurf, bei  dem,  wie  van  der  Borght*)  missbilligend  meint, 
»Versicherungstechniker  Gevatter  gestanden«  hatten,  fand  jedoch 
keinen  Anklang.  In  dem  später  zustande  gekommenen  Gesetz 
vom  6.  Juli  1884,  bei  dem  Vertreter  der  Grossindustrie,  namentlich 
der  Centralverband  Deutscher  Industrieller,  Gevatter  gestanden 
hatten,  wurde  der  Boden  der  eigentlichen  Versicherung  verlassen 
und  bestimmt,  dass  die  Jahresbeiträge  nur  den  unmittelbaren 
Aufwand  jedes  Jahres  zu  decken  hätten.  Durchbrochen  wurde 

*)  Dr.  R.  van  der  Borght:  Umlage-  oder  Kapitaldeckungs-(Prämien-) 
Verfahren  bei  obligatorischer  Unfallversicherung.  — Berlin  1897.  Siemen- 
roth  & Troschel. 
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dieses  Prinzip  — das  sogenannte  Kostenumlage-  oder  kurz  Um- 
lageverfahren — nur  insofern,  als  die  Berufsgenossenschaften 
allmählich  einen  Reservefonds  ansammeln  mussten,  der  dauernd 
aul  einer  Höhe  zu  erhalten  war,  die  mindestens  dem  doppelten 
Betrage  der  jährlichen  Umlage  gleichkommen  sollte.  Das  land- 
und  forstwirtschaftliche  Unfallversicherungsgesetz  vom  5.  Mai  1886 
enthielt  den  Zwang  zur  Ansammlung  von  Reservefonds  nicht. 

Es  ist  klar,  dass  eine  solche  Einrichtung  nur  möglich  ist 
unter  der  Voraussetzung,  dass  als  Träger  der  Versicherung  Körper- 
schaften auftreten,  deren  dauernde  Existenz  und  Zahlungsfähigkeit 
absolut  sicher  ist.  Bei  jeder  eigentlichen  Versicherung  wird  die 
Deckung  für  jeden  Schadenfall  durch  die  Prämien  oder  Umlagen 
herangeschafft.  Die  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflich- 
tungen ist  also  gesichert,  auch  wenn  sich  die  Versicherten  oder 
Versicherer  von  der  Versicherungsanstalt  zurückziehen.  Bei  der 
deutschen  Unfallversicherung  aber  würde  die  Möglichkeit,  den 
Verpflichtungen  gegen  die  Verunglückten  gerecht  zu  werden, 
aufhören,  sobald  die  Zahl  der  Versicherten  wesentlich  abnähme. 
Das  System  ist  also  überhaupt  nur  denkbar  bei  einer  Zwangs- 
versicherung und  auch  bei  einer  solchen  nur  haltbar,  wenn  die 
Versicherung  Träger  hat,  deren  Beständigkeit  und  Leistungs- 
fähigkeit keinem  Zweifel  unterliegt. 

Bekanntlich  sieht  die  deutsche  Gesetzgebung  derartige  stabile 
Träger  der  Unfallversicherung  in  den  Berufsgenossenschaften. 
Eine  Berufsgenossenschaft  umfasst  sämtliche  Unternehmer  einer 
ganzen  Industrie  oder  mehrerer  verwandter  Industrien  und  Ge- 
werbezweige im  Deutschen  Reich  oder  wenigstens  in  grösseren 
Teilen  des  Reichs.  Bei  der  Schaffung  dieser  Organisation  ging 
man  von  dem  Gedanken  aus,  dass  wohl  einzelne  Betriebsunter- 
nehmer, vielleicht  auch  kleine  Gewerbezweige,  nicht  aber  ganze 
umfassende  Industrien  leistungsunfähig  werden  könnten.  Wo  man 
eine  solche  Grundlage  nicht  fand  — wie  bei  den  Tiefbau-  und 
Regiebau-Unternehmungen  — war  man  daher  gezwungen,  aus- 
nahmsweise durch  die  Jahresbeiträge  statt  des  blossen  Jahres- 
bedarfs die  Deckungskapitalien  aufbringen  zu  lassen.  Freilich 
musste  man  wenigstens  die  theoretische  Möglichkeit  gelten 
lassen,  dass  auch  einmal  eine  der  Berufsgenossenschaften,  die 
nur  den  jeweiligen  Jahresbedarf  durch  Umlage  aufbringen, 
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zahlungsunfähig  werde;  es  wurde  also  bestimmt,  dass  in  diesem 
Falle  die  Verpflichtungen  der  Genossenschaft  aut  das  Reich 
oder  den  Bundesstaat  übergehen  sollten. 

In  Wirklichkeit  liegt  nun  m.  E.  die  Möglichkeit  durchaus 
nicht  so  fern,  dass  eine  oder  die  andere  der  bestehenden  Berufs- 
genossenschaften einmal  nicht  mehr  in  der  Lage  sein  wird,  ihren 
Verpflichtungen  nachzukommen.  Unter  den  65  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  befindet  sich  z.  B.  auch  eine  Berufs- 
genossenschaft der  Schornsteinfegermeister  des  Deutschen  Reichs. 
Nun  ist  es  doch  ohne  Zweifel  nicht  nur  möglich,  sondern  sogar 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  wahrscheinlich,  dass  die  Heiz-  und 
Feuerungstechnik  eine  Richtung  nehmen  wird,  die  das  Schornstein- 
fegergewerbe allmählich  verschwinden  lässt.  Eine  sichere  Basis 
für  die  Versorgung  der  in  ihrem  Berufe  verunglückten  Schorn- 
steinfeger bildet  also  diese  Berufsgenossenschaft  mit  dem  bis- 
herigen Umlageverfahren  nicht.  Zu  gleichen  Zweifeln  geben 
auch  noch  andere  Berufsgenossenschaften  Veranlassung,  unter 
denen  hier  nur  die  Zucker-Berufsgenossenschaft  genannt  sei. 
Wer  kann  dafür  einstehen,  dass  Wissenschaft  und  Technik  nicht 
in  der  Zukunft  eine  Entwicklung  nehmen,  die  die  Vernichtung 
der  Deutschen  Rübenzuckerindustrie  zur  Folge  hat? 

Will  man  indes  nicht  soweit  gehen,  den  völligen  Untergang 
einer  Berufsgenossenschaft  für  möglich  zu  halten,  so  wird  man 
sich  doch  den  Gefahren,  die  das  sogenannte  Umlageverfahren 
auch  für  gesicherte  Industrien  hat,  nicht  verschliessen  können. 

Nimmt  man  an,  dass  sich  die  Zahl  der  in  einer  Berufs- 
genossenschaft versicherten  Personen  stets  gleich  bleibt,  so  muss 
bei  dem  Umlageverfahren  die  Rentenlast  ununterbrochen  von 
Jahr  zu  Jahr  in  stetig  abnehmendem  Mafse  steigen,  bis  sich 
schliesslich  die  ausscheidenden  und  die  neu  hinzutretenden 
Rentenempfänger  die  Wage  halten  und  damit  die  Entschädigungs- 
lasten dauernd  von  Jahr  zu  Jahr  annähernd  dieselben  bleiben.  Dieser 
sogenannte  Beharrungszustand  würde  voraussichtlich  erst  Ende  der 
fünfziger  Jahre  dieses  Jahrhunderts  eintreten.  Bis  dahin  müssten 
die  Beiträge  erst  schnell,  dann  langsamer  wachsen.  Nimmt  die 
Zahl  der  Versicherten  ab,  so  wächst  die  Beitragslast  für  den 
Kopf  der  Versicherten  schneller,  nimmt  sie  zu,  so  wird  das  An- 
wachsen der  Beitragslast  langsamer.  Bei  aufblühenden  Industrien 
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ist  die  Zunahme  der  Arbeiterzahl  die  Regel,  bei  zurückgehenden 
Industrien  die  Abnahme.  Jenen  wird  also  die  Unfalllast  absolut 
erleichtert,  diesen  erschwert.  Der  Rückgang,  der  Ruin  eines  In- 
dustriezweigs wird  durch  die  Methode  der  Versicherungsbeitrags- 
erhebung verstärkt  und  beschleunigt,  die  Überwindung  einer 
Krisis  erschwert.  Eine  bestimmte  Industrie  ist  eben  kein  festes 
oder  in  regelrechter,  vorauszusehender  Weise  sich  änderndes 
Ganzes,  sondern  sie  besteht  aus  einer  wechselnden  Summe  von 
Einzelunternehmungen,  deren  Entwicklung  nicht  vorausberechnet 
werden  kann.  Unter  besonderen  Verhältnissen  können  daher 
nach  Jahrzehnten  sehr  wohl  die  angewachsenen  Verbindlichkeiten, 
die  ja  zum  grossen  Teil  zu  den  dann  vorhandenen  Betrieben 
in  gar  keiner  Beziehung  mehr  stehen  werden,  eine  geradezu  un- 
erträgliche Last  für  eine  Industrie  bilden.  Die  Unternehmungen, 
die  die  späteren  Renten  aus  einem  Unfall  zu  tragen  haben,  sind 
ja  natürlich  vielfach  ganz  andere,  als  die  zu  der  Zeit,  da  sich 
der  Unfall  ereignete,  bestanden  haben.  Die  Zukunft  wird  zu 
Gunsten  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  belastet,  bleibende 
und  neu  entstehende  Betriebe  werden  es  zu  Gunsten  eingegangener 
früherer  Betriebe.  Jede  Berufsgenossenschaft  ist  Träger  einer 
Schuldenlast,  die  zur  Zeit  des  Beharrungszustandes  eine  ungeheure 
Höhe  erreicht  haben  wird,  nämlich  die  des  Gesamtwertes  aller 
schwebenden  Rentenverpflichtungen,  soweit  er  nicht  durch  den  Re- 
servefonds gedeckt  ist.  JedesMitglied  hat  durch  seine  Jahresbeiträge 
für  diese  Verpflichtungen  mit  aufzukommen,  kann  sich  dem  jedoch 
sofort  entziehen,  wenn  es  seinen  Betrieb  aufgiebt.  Dagegen  fällt 
die  Last  sogleich  mit  voller  Wucht  auf  jedes  neu  eintretende 
Mitglied,  also  auf  jedes  neu  gegründete  Unternehmen.  Dabei 
muss  die  Beitragslast  bei  den  einzelnen  Berufsgenossenschaften 
— je  nach  der  Entwickelung  der  Gewerbe,  die  sie  umfassen  — 
ausserordentlich  verschieden  werden  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  die  Beiträge  da  am  höchsten  sein  müssen,  wo  die  Ent- 
wicklung am  ungünstigsten  gewesen  ist.  Ohne  Zweifel  werden 
also  bei  Aufrechterhaltung  des  Umlageverfahrens  später  die  Klagen 
über  die  Kurzsichtigkeit  derer,  die  dieses  Verfahren  eingeführt 
haben,  immer  lauter  werden,  ja,  es  wird  den  Rufen  nach  Staats- 
hülfe schliesslich  nachgegeben  werden  müssen  — um  so  mehr, 
als  doch  der  Arbeiterversicherung  noch  weitere  Aufgaben  als 
die  bisher  gelösten  harren  (zu  vergl.  S.  33). 
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Zunächst  wird  natürlich  die  berufsgenossenschaftliche  Ver- 
waltung durch  das  Umlageverfahren  sehr  erleichtert.  Die  Be- 
rufsgenossenschaften haben  dadurch  eben  den  Charakter  blosser 
Versorgungsanstalten  erhalten.  Ihre  Verwaltung  lässt  sich  ohne 
jede  Spur  von  versicherungstechnischen  Kenntnissen  führen  und 
wird  auch  tatsächlich  in  vielen  Fällen  so  geführt.  Trotzdem 
machen  sich  auch  schon  jetzt  gewisse  unangenehme  Konsequenzen 
des  Umlageverfahrens  in  der  Verwaltungspraxis  bemerkbar  — am 
deutlichsten  beim  Übergang  von  Betrieben  aus  einer  Berufs- 
genossenschaft in  eine  andere. 

Erleidet  ein  Betrieb  eine  derartige  Änderung,  dass  er  einer 
andern  Berufsgenossenschaft  überwiesen  werden  muss,  so  hat  die 
Lasten  aus  den  in  dem  Betriebe  bisher  vorgekommenen  Unfällen 
die  Berufsgenossenschaft,  zu  der  er  bisher  gehört  hat,  weiter  zu 
tragen,  während  die  Beiträge  aus  dem  Betriebe  der  Berufsgenossen- 
schaft, zu  der  er  jetzt  gehört,  zufliessen.  Für  diese  ist  solche 
Überweisung  also  ein  recht  erwünschtes  Ereignis,  für  jene  ein 
sehr  unerfreuliches,  namentlich,  wenn  es  sich  um  einen  grösseren 
Betrieb  handelt.  So  stehen  sich  denn  die  Berufsgenossenschaften 
kampfbereit  gegenüber:  die  eine  sucht  der  andern  Betriebe,  die 
sich  geändert  haben  — solche  giebt  es  natürlich  fast  immer  — , 
abzujagen  und  sich  ihrerseits  gegen  ähnliche  Angriffe  zu  ver- 
teidigen. Einen  Stich  ins  Komische  erhalten  diese  Kämpfe  mit- 
unter durch  den  Umstand,  dass  ein  Betrieb,  den  eine  Berufs- 
genossenschaft aus  Irrtum  in  ihr  Kataster  aufgenommen  hat,  obgleich 
er  seiner  Natur  nach  einer  anderen  Berufsgenossenschaft  angehört, 
mit  der  Unfallast  überwiesen  werden  muss.  So  kann  man  es 
denn  erleben,  dass  eine  Berufsgenossenschaft  mit  grossem  Eifer 
darzulegen  sucht,  dass  sie  bei  Aufnahme  eines  Betriebes  einen 
offenbaren  Fehler  gemacht  habe,  während  die  Gegnerin  das 
durchaus  nicht  gelten  lassen  will.  Je  höher  die  Beiträge,  je 
grösser  die  auf  den  Betrieben  ruhenden  Rentenlasten  sind,  desto 
erbitterter  wird  naturgemäss  der  Kampf  (z.  vergl.  aber  S.  34). 

Wäre  bei  jedem  Unfall  gefragt  worden,  welche  Lasten  er  vor- 
aussichtlich im  Laufe  der  Jahre  für  die  Berufsgenossenschaft  mit 
sich  bringen  wird,  und  die  gefundene  Gesamtsumme  — das 
Deckungskapital  — durch  die  Beiträge  aufgebracht  worden, 
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so  bliebe  für  Kämpfe  dieses  Charakters  kein  Raum,  da  ja  jede 
Entschädigungsverpflichtung  durch  ein  ausreichendes  Kapital 
gedeckt  wäre.  Damit  fehlte  dann  allerdings  auch  das  festeste 
Band,  das  die  Berufsgenossenschaften  jetzt  zusammenhält.  Gründ- 
liche Änderungen  der  heutigen  Organisation,  Umformung  be- 
stehender Berufsgenossenschaften  durch  Zusammenlegung  und 
Trennung  wären  alsdann  leicht  durchzuführen.  Ja,  selbst  die 
Umwandlung  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  in  eine 
territoriale  — etwa  nach  dem  Muster  Österreichs  — oder  die 
Vereinigung  mit  den  Invaliditätsversicherungsanstalten  wäre  dann 
ohne  allzu  grosse  Mühe  ins  Werk  zu  setzen.  Jetzt  aber  stehen 
dem  allen  als  schier  unüberwindliches  Hindernis  die  ungedeckten 
Rentenverpflichtungen  der  Berufsgenossenschaften  entgegen.  Nichts 
hält  eine  wirtschaftliche  Einheit  fester  zusammen  als  eine  grosse 
Schuldenlast.  Das  zeigt  sich  auch  hier.  Dieser  Schuldenlast  ist 
in  erster  Linie  das  Starre,  Unbewegliche  der  deutschen  berufs- 
genossenschaftlichen Organisation  zu  danken.  Hier  liegt  der 
Haupthemmschuh  jedes  durchgreifenden  Fortschritts  und  zwar 
nicht  allein  was  die  Organisation,  sondern  auch  was  die  Aus- 
dehnung der  Unfallversicherung  auf  weitere  Kreise  des  Volks 
anbelangt.  Dass  dem  so  ist,  haben  alle  bisherigen  Versuche, 
die  Unfallversicherungsgesetzgebung  zu  reformieren,  klar  gezeigt. 

Das  Gesetz  vom  6.  Juli  1884  war  zwar  vorzugsweise  auf  die 
grossen  industriellen  Betriebe  zugeschnitten,  musste  aber  doch 
auch  aut  viele  kleine  und  kleinste  Betriebe  angewendet  werden. 
Auf  die  besonderen  Übelstände,  die  sich  dabei  zeigten,  im  ein- 
zelnen einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort;  es  muss  nur  hervor- 
gehoben werden,  dass  es  bald  klar  vor  aller  Augen  lag,  dass 
die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  für  Kleingewerbe  und 
Handwerk  nicht  passte.  Andererseits  erweckte  die  — wohl  für  viele 
der  Schöpfer  und  »Gevattern«  des  Gesetzes  höchst  unerwartete  — 
Erfahrung,  dass  ziemlich  allgemein  die  Unfallgefahr  ;im  umge- 
kehrten Verhältnis  zur  Grösse  des  Betriebes  steht,  in  weiten  Kreisen 
den  Wunsch  nach  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf  Klein- 
gewerbe und  Handwerk.  Man  machte  daher  im  Jahre  1894  den  Ver- 
such, neben  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  für  die 
eigentliche  Industrie  noch  eine  territoriale  für  die  Kleinbetriebe 
zu  schaffen.  Der  Versuch  scheiterte  aber  gänzlich  an  seiner 
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praktischen  Unausführbarkeit*),  und  bis  heute  ist  noch  kein 
zweiter  gewagt  worden.  In  der  Novelle  vom  30.  Juni  1900  ist 
allerdings  eine  geringe  Erweiterung  der  Unfallversicherung  ge- 
lungen. . Aber  gerade  die  Art  der  Durchführung  dieser  kleinen 
Reform  zeigt  deutlicher  als  alles  andere,  wie  mangelhaft  die 
finanzielle  Grundlage  der  deutschen  Unfallversicherung  ist. 

Wenn  durch  die  Jahresbeiträge  'die  tatsächlichen  Schaden- 
fälle des  Jahres,  also  u.  A.  die  Kapitalwerte  der  bewilligten 
Renten,  gedeckt  würden,  so  wäre  es  klar,  dass  Betriebe,  die  durch 
Gesetz  neu  der  Versicherung  unterworfen  werden,  in  derselben 
Weise  zu  den  Beiträgen  heranzuziehen  wären  wie  die  schon  von 
früher  her  versicherten.  Bei  der  deutschen  Unfallversicherung 
aber  haben  die  in  einer  Berufsgenossenschaft  vereinigten  Unter- 
nehmer für  die  Entschädigung  der  Unfälle  mit  aufzukommen, 
die  schon  vor  Jahren  und  Jahrzehnten  in  den  Gewerbezweigen, 
die  die  Berufsgenossenschaft  umfasst,  vorgekommen  sind.  Un- 
gerechtfertigt wäre  es  daher,  Betriebsgattungen,  die  der  Unfallve 
Sicherung  durch  Gesetz  neu  unterworfen  werden,  in  gleichem 
Mafse  an  den  Lasten,  an  deren  Entstehung  sie  in  ihrer  Gesamt- 
heit nicht  beteiligt  waren,  teilnehmen  zu  lassen.  So  bestimmt 
denn  in  der  Tat  der  § 100  des  Gewerbe -Unfallversicherungs- 
gesetzes vom  30.  Juni  1900,  dass  bei  Genossenschaftsmitgliedern, 
deren  Betriebe  erst  durch  dieses  Gesetz  der  Versicherungspflicht 
unterstellt  sind,  in  den  ersten  40  [Jahren  nur  ein  Teil  der  in 
ihren  Betrieben  verdienten  Löhne  und  Gehälter  der  Beitrags- 
berechnung zu  Grunde  gelegt  werden  soll.  Dieser  Teil  beträgt 
in  den  ersten  5 Jahren  2/5,  vom  6.  bis  10.  Jahre  3/s,  vom  n.  bis 
20.  Jahre  3/4,  vom  21.  bis  30.  Jahre  9/io  und  vom  31.  bis  40. 
Jahre  19/2o-  Diese  Künstelei,  so  richtig  der  ihr  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  — das  UfhJageverfahren  einmal  vorausgesetzt  — auch 
ist,  führt  nun  in  der  Praxis  zu  den  seltsamsten  Konsequenzen. 

Die  Molkereien  mit  Göpelbetrieb  beispielsweise  sind  — so- 
weit sie  nicht  wegen  der  Ausdehnung  des  Betriebes  schon  ver- 
sicherungspflichtig waren  — seit  dem  1.  Januar  1902  auf  Grund 

*)  Zu  vergl.  meine  Abhandlung:  „Erweiterung  und  Reform  der  Deut- 
schen Unfallversicherungsgesetzgebung“  in  Brauns  Archiv  für  soziale 
Gesetzgebung  und  Statistik.  Bd.  VII  S.  410 — 429. 
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des  Gewerbe -Unfallversicherungsgesetztes  der  Versicherung  neu 
unterstellt  und  der  Berufsgenossenschaft  der  Molkerei-,  Brennerei- 
und  Stärke-Industrie  zugeteilt  worden.  Ersetzt  nun  eine  solche 
Molkerei  ihren  Göpel  durch  einen  Gasmotor,  so  hat  sie  von  dem 
Tage  an,  da  sie  nun  in  den  Kreis  der  Molkereien  getreten  ist, 
die  schon  unter  das  alte  Unfallversicherungsgesetz  fielen,  das 
2V2  fache  des  bisherigen  Beitrags  zu  leisten.  Im  umgekehrten  Falle 
vermindert  sich  der  Beitrag  plötzlich  in  demselben  Verhältnis, 
wenn  auch  ein  solcher  Betrieb  die  Berufsgenossenschaft  mit  noch 
so  hohen  Unfallentschädigungen  belasten  sollte.  Seltsamer  noch 
muten  die  Folgen  von  Vergrösserungen  und  Verkleinerungen 
einzelner  Betriebe  an.  Unter  dem  alten  Gesetz  galt  bereits  jede 
gewerbliche  Molkerei,  die  mindestens  3000  hl  Milch  jährlich  ver- 
arbeitet, als  versichert.  Eine  Molkerei  mit  Göpelbetrieb,  die 
3000  hl  Milch  jährlich  verarbeitet,  hat  also  das  2V2  lache  des 
jährlichen  Beitrages  zu  bezahlen,  den  bei  gleichen  Löhnen  eine 
ebensolche  Molkerei  mit  einer  jährlichen  Verarbeitung  von 
2800  hl  Milch  zu  entrichten  hat.  Wird  bei  einer  Vergrösserung 
oder  einer  Verkleinerung  eines  Betriebes  die  Grenze  von  3000  hl 
Milchkonsum  passiert,  so  muss  sich  die  Heranziehung  zu  den 
Beiträgen  stets  entsprechend  ändern.  Der  Vorstand  der  Berufs- 
genossenschaft hat  also,  streng  genommen,  die  Pflicht,  die  Pro- 
duktionsverhältnisse der  Betriebe  fortwährend  genau  zu  kon- 
trollieren. Dass  dies  praktisch  undurchführbar  ist,  liegt  auf  der 
Hand.  So  rächt  sich  die  Anwendung  eines  falschen  Prinzips  bis 
in  die  äussersten  Kleinigkeiten  hinein. 

Wollte  man  in  einer  späteren  Novelle  mit  einer  weiteren  Aus- 
dehnung der  Versicherung  in  ähnlicher  Weise  fortfahren,  so 
würden  sich  die  Schwierigkeiten  mehr  als  verdoppeln.  Denn 
man  würde  dann  mit  drei  verschiedenen  Rechtsstadien  bei  der 
Ermittelung  der  Beiträge  zu  rechnen  haben  und  das  Umher- 
wandern der  Betriebe  in  diesen  drei  Stadien  beobachten  müssen. 
Die  allmähliche  Erweiterung  der  Unfallversicherung  ist  also  bei 
Aufrechterhaltung  des  Umlageverfahrens  so  gut  wie  ausgeschlossen 
— allein  schon  deshalb,  weil  der  damit  verbundene  Wust  ganz 
unproduktiver  subalterner  Bureau-  und  Schreibarbeit  die  berufs- 
genossenschaftliche Verwaltung,  die  schon  jetzt  an  einem  Uber- 
mass  derartiger  Arbeit  krankt,  schliesslich  erdrücken  müsste. 
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II. 

Durch  die  Novelle  zu  den  Unlallversicherungsgesetzen  vom 
30.  Juni  1900  ist  insofern  eine  sehr  beachtenswerte  Verbesserung 
der  finanziellen  Grundlage  der  Unlallversicherung  geschaffen 
worden,  als  sie  eine  wesentliche  Erhöhung  der  Reservefonds  der 
gewerblichen  Berufsgenossenschaften  vorschreibt  und  ausserdem 
auch  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  zur  An- 
sammlung von  Reservefonds  zwingt.  Dieser  Fortschritt  ist  nicht 
der  Regierung,  sondern  dem  Reichstage  zu  verdanken.  Der 
Regierungsentwurf  hatte  wohl  keinen  Versicherungstechniker  zum 
Gevatter  gehabt,  denn  er  schlug  sogar  eine  Verminderung  der 
Reservefondsansammlung  gegen  das  alte  Gesetz  vor.  Dass  der 
Reichstag  sich  weder  hierdurch  noch  durch  den  heftigen  und 
lauten  Widerspruch  aus  berufsgenossenschaftlichen  Kreisen  davon 
abhalten  Hess,  seiner  besseren  Einsicht  zu  folgen,  muss  ihm  als 
hohes  Verdienst  angerechnet  werden.  Davon  darf  auch  der  Um- 
stand nicht  abhalten,  dass  die  beschlossenen  Bestimmungen 
redaktionell  und  sachlich  recht  unvollkommen  ausgefallen  sind. 
Über  die  redaktionelle  Mangelhaftigkeit,  über  die  ich  mich  schon 
an  anderer  Stelle*)  ausgesprochen  habe,  kann  hier  hinweg- 
gegangen werden.  Wichtiger  ist  die  sachliche  Unzulänglichkeit 
der  Bestimmungen.  Die  bestehenden  gewerblichen  Berufs- 
genossenschaften sollen  danach  ihren  Reservefonds  zuschlagen  in 
den  Jahren 
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Von  1922  an  sollen  noch  die  Zinsen  der  Reservefonds  diesen 
soweit  zugeschlagen  werden,  wie  sie  nicht  dazu  erforderlich  sind, 
eine  weitere  Steigerung  des  durchschnittlich  auf  eine  Person  ent- 

*)  Zu  vergl.  meine  Abhandlung:  „Die  Reform  der  Deutschen  Unfall- 
versicherungsgesetzgebung“ in  Brauns  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik.  Bd.  XVI.  S.  l — 39  (S.  34  und  35). 
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lallenden  Umlagebeitrags  zu  beseitigen.  Es  wird  also  voraus- 
gesetzt, dass  1921  die  Reservefonds  so  hoch  sein  werden,  dass 
ihre  Zinsen  mehr  als  ausreichen,  eine  weitere  Erhöhung  der  jähr- 
lichen Beiträge  für  den  Kopt  der  Versicherten  zu  verhüten.  Dies 
ist  auch  ohne  allen  Zweifel  richtig,  wenn  man  alle  Reservefonds 
als  eine  Einheit  betrachtet,  die  als  Rücklage  für  sämtliche 
Unfalllasten  der  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  dienen  soll. 

Aus  den  bisherigen  Erfahrungen  über  die  Weiterzahlung  der 
in  den  einzelnen  Jahren  von  den  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften festgestellten  Renten  lässt  sich  nämlich  mit  einiger 
Sicherheit  berechnen,  wie  hoch  sich  die  Durchschnittsbeiträge 
auf  den  Kopf  aller  Versicherten  für  die  künftigen  Jahre  stellen 
werden  — unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Entschädigungen 
weiter  nach  den  Grundsätzen  des  alten  Unfallversicherungsgesetzes 
normiert  würden,  sowie  dass  die  Zahl  der  versicherten  Personen  und 
die  Lohnhöhe  unverändert  bliebe.  Diese  Voraussetzungen  treffen 
nun  allerdings  nicht  zu.  Durch  das  Gewerbe-Unfallversicherungs- 
gesetz selbst  sind  die  Versicherten  mehrfach  besser  gestellt 
worden,  die  Löhne  werden  zweifellos  allmählich  steigen,  und  die 
Zahl  der  versicherten  Personen  wird  zunehmen.  Rechnerisch 
erfassen  lässt  sich  jedoch  zur  Zeit  keine  dieser  die  zukünftige 
Steigerungder  Beiträge  wesentlich  beeinflussendenTendenzen.  Jeder 
Versuch  einer  solchen  Rechnung  muss  scheitern.  Man  tut  daher 
gut,  darauf  ganz  zu  verzichten  und  mit  den  durch  die  bisherigen 
Erfahrungen  gegebenen  Zahlen  zu  rechnen  unter  Vorbehalt  ihres 
nur  bedingten  Wertes.  Wohin  es  führen  kann,  wenn  man 
diesen  sicheren  Boden  verlässt,  zeigt  — man  möchte  sagen:  mit 
abschreckender  Klarheit  — eine  Rechnung,  die  Wenz|el  in 
einem  Vortrage  auf  dem  Berufsgenossenschaftstage  zu  Düsseldorf 
am  17.  Juni  1902  aufgestellt  hat.*)  Er  meint,  dass  sich  die 
gewerbliche  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs  in  der  Zukunft 
voraussichtlich  dauernd  um  etwa  2V2  % jährlich  vermehren  werde, 
und  kommt  so  zu  dem  Ergebnis,  dass  sich  die  Zahl  der  bei  den 
gewerblichen  Berufsgenossenschaften  versicherten  Personen  von 
1886  bis  i960  auf  mehr  als  das  sechsfache  erhöhen  müsse.  In- 


*)  Zu  vergl.  den  Bericht  über  den  XVI.  ordentlichen  Berufsgenossenschafts- 
tag. abgedruckt  in  der  Zeitschrift  „Die  Arbeiter- Versorgung“,  XIX.  S.  52 1 ff. 
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dem  er  alle  anderen  Verhältnisse  unverändert  lässt,  kommt  er 
auf  diese  Weise  natürlich  zu  einem  viel  langsameren  Ansteigen 
der  Beiträge,  als  es  die  Rechnung  auf  Grund  der  bisherigen 
Erfahrungen  ergibt.  Dass  ein  derartiges  Anwachsen  der  Arbeiter- 
massen aber  gar  nicht  möglich  ist  ohne  ein  gleichzeitiges  leb- 
haftes Emporsteigen  des  Lohnniveaus,  weil  so  kolossale  auf  das 
Existenzminimum  gestellte  Proletariermassen,  wie  sie  hier  voraus- 
gesetzt werden,  notwendig  Staat  und  Gesellschaft  zertrümmern 
müssten  — das  übersieht  Wenzel.  Ausserdem  ist  in  Wirklichkeit 
an  solche  Zunahme  der  Bevölkerung  in  Deutschland  gar  nicht  zu 
denken,  zumal  nach  aller  geschichtlichen  Erfahrung  anzunehmen 
ist,  dass  mit  zunehmender  Wohlhabenheit  die  Volksvermehrung 
nachlassen  wird.  Genug,  die  Wenzelsche  Rechnung  hat  so 
wenig  Wert,  wie  das  bekannte  Exempel,  wonach  1000  Mark,  auf 
Zinseszins  angelegt,  nach  einigen  Jahrhunderten  alle  Reichtümer 
der  Welt  an  sich  gezogen  haben  müssten,  oder  wonach  die  Nach- 
kommen eines  Kaninchenpaares,  wenn  sie  sich  stets  ungehindert 
fortpflanzten,  sehr  bald  die  ganze  Erde  derartig  bevölkern  müssten, 
dass  kein  anderes  Wesen  mehr  Raum  zum  Dasein  finden  könnte. 

Ich  selbst  habe  früher  auch  eine  Berechnung  auf  sehr  schwan- 
kender Grundlage  gemacht*),  die  ich  jetzt  als  unzulänglich  auf- 
geben muss.  Bei  weiterem  Durchdenken  der  Sache  bin  ich 
immer  entschiedener  der  Meinung  geworden,  dass  es  am  richtigsten 
ist,  die  Entwicklung,  die  die  Rechnung  nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  ergibt,  auch  als  die  wahrscheinlichste  gelten 
zu  lassen.  Dabei  ist  dann  also  angenommen,  dass  die  Umstände, 
die  auf  Erhöhung  der  Beiträge  für  den  Kopf  der  Versicherten 
wirken  (Mehrleistungen  der  Berufsgenossenschaften,  Steigerung 
der  Lohnhöhe),  annähernd  denen  die  Wage  halten,  die  sie  zu 
erniedrigen  streben  (Zunahme  der  Zahl  der  Versicherten  u.  s.  w.). 
Unter  diesen  Voraussetzungen^  hat  bereits  die  Reichsregierung 
auf  Grund  der  Erfahrungen  bis  1898  von  ihren  Sachverständigen 
berechnen  lassen,  wie  sich  die  Beiträge  zukünftig  stellen  werden, 
und  diese  Zahlen  der  Kommission  des  Reichstages  zur  Beratung 


*)  Zu  vergl.  meinen  Aufsatz : „Die  wahrscheinliche  Entwicklung  der 
Reservefonds  der  gewerblichen  Berufsgenossenschaften“.  Soziale  Praxis. 
Jahrg.  XI.  S.  954- 
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der  Novelle  zu  den  Unlallversicherungsgesetzen  vorgelegt*). 
Dieses  Material  kann  ohne  Bedenken  als  rechnerisch  richtig  be- 
trachtet werden.  Die  Behauptung  Wenzels  in  dem  bereits 
erwähnten  Vortrage,  dass  dabei  angenommen  sei,  die  Verwaltungs- 
kosten wüchsen  in  demselben  Verhältnis  wie  die  Unfallentschädi- 
gungen, entbehrt  der  Begründung.  Unter  der  weiteren  Annahme,, 
dass  sich  die  Reservefonds  zu  3V2  % verzinsen,  wachsen  hiernach 
die  auf  den  Kopf  der  Versicherten  entfallenden  Reserven  und 
Umlagebeiträge  folgendermassen  an: 
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1903 

25,01 
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1,14 
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14,70 

1907 

35,63 

1,25 

1,60 

13,25 
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1908 

38,48 

i,35 

U73 

13,60 

i5,33 

1909 

41,56 

i,45 

1,87 

i3,95 

15,82 
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44,88 

1 ,57 

U57 

H,3o 

15,87 

1911 

48,02 

1,68 

1,68 

14,60 

16,28 

1912 

51,38 

j,8o 

1,80 

14,90 

16,70 

1913 

54,98 

1,92 

i,37 

15,20 

16,57 

1914 

58,28 

2,04 

1,46 

15,50 

16,96 

1915 

61,78 

2,16 

T,54 

15,75 

17,29 

1916 

65,49 

2,29 

0,98 

16,00 

16,98 

1917 

68,76 

2,41 

1,03 

16,25 

17,28 

T918 
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Auf  dieser  Höhe  von  17,61  M.  sollen  nun  die  Beiträge  durch 
Zuschüsse  aus  den  Zinsen  der  Reservefonds  dauernd  erhalten 


*)  Anlage  VI  zu  Nr.  703  a der  Drucksachen  des  Reichstages.  1900. 
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werden.  In  den  Jahren  1922  und  1923  brauchen  solche  Zu- 
schüsse nicht  geleistet  zu  werden,  da  die  Umlagen  infolge  des 
Wegfalls  der  Einlagen  in  die  Reservefonds  unter  den  Satz  von 
17,61  M.  sinken  werden.  Von  1924  an  werden  die  Zuschüsse 
erforderlich  und  zwar  zunächst  in  stetig  wachsender  Höhe,  wie 
die  folgende  Aufstellung  zeigt.  Da  für  die  Zukunft  ein  all- 
mähliches Fallen  des  Zinsfusses  zu  erwarten  ist,  so  habe  ich 
für  die  Zinsrechnung  von  1922  an  nur  noch  eine  Verzinsung 
von  3%  zu  Grunde  gelegt  und  ausserdem  als  Bestand  der  Re- 
servefonds Anfang  1922  statt  85,27  M.  nur  80  M.  angenommen. 


Jahr 

Bestand  der 
Reservefonds 

am 

Jahresanfang 

Jt 

Zinsen  der 

Reservefonds 

3% 

Jt 

Bedarf  der 
Berufs- 
genossen- 
schaften 

Jt 

Aus  der 
Zuschuss 
zum  Jahres- 
bedarf*) 

Jt 

1 Zinsen 
Zuschlag  zu 
den 

Reservefonds 

Jt 

1. 

2. 

3- 

4- 

5- 

6. 

1922 

80 

2,40 

x7,4° 

— 

2,40 

1923 

82,40 

2,47 

i7,6o 

— 

2,47 

1924 

84,87 

2,55 

17,80 

0,19 

2,36 

1925 

87,23 

2,62 

18,00 

o,39 

2,23 

1926 

89,46 

2,68 

18,20 

o,59 

2,09 

1927 

9i,55 

2,75 

18,35 

o,74 

2,01 

1928 

93,56 

2,81 

18,50 

0,89 

1,92 

1929 

95,48 

2,8  7 

18,65 

1,04 

1,83 

1930 

97,3i 

2,92 

18,80 

1,19 

i,73 

1931 

99,04 

2,97 

18,90 

1,29 

1,68 

1932 

100,72 

3,02 

19,00 

B39 

1,63 

1933 

102,35 

3,07 

19,10 

D49 

1,58 

1934 

103,93 

3,12 

19,20 

D59 

i,53 

J935 

105,46 

3,16 

I9,3° 

1,69 

B47 

1936 

106,93 

3,21 

19,40 

i,79 

1,42 

*937 

108,35 

3,25 

19,48 

1,87 

1,38 

1938 

109,73 

3,29 

i9,55 

B94 

B35 

1939 

1 1 1,08 

3,33 

19,60 

i,99 

i,34 

1940 

112,42 

3,37 

19,65 

2,04 

I,33 

1941 

H3,75 

3,4i 

19,70 

2,09 

1,32 

1942 

n5,o7 

3,45 

19,75 

2,14 

B3I 

1943 

116,38 

3,49 

19,78 

2,17 

1,32: 

*)  Das  sind  die  in  Sp.  4 angegebenen  Zahlen  abzüglich  17, 61  M. 
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Bestand  der 

Bedarf  der 

Aus  den  Zinsen 

u 

Reservefonds 

Reservefonds 

Berufs- 

Zuschuss 

Zuschuss  zu 

am 

3% 

genossen- 

zum Jahres- 

den 

Jahresanfang 

schaften 

bedarf*) 

Reservefonds 

JO 

JO 

JO 

JO 

JO 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

, 6. 

1944 

1 17,70 

3,53 

19,81 

2,20 

i,33 

1945 

119,03 

3,57 

19,83 

2,22 

i,35 

1946 

120,38 

3,6i 

19,85 

2,24 

i,37 

1947 

121,75 

3,65 

19,87 

2,26 

i,39 

1948 

123,14 

3,69 

19,89 

2,28 

i,44 

1949 

124,55 

3,74 

19,90 

2,29 

i,45 

1950 

1 26,00 

3.78 

19,91 

2,30 

1,48 

1951 

127,48 

3,82 

19,92 

2,31 

1,51 

1952 

128,99 

3,87 

i9,93 

2,32 

i,55 

1953 

130,54 

3,92 

i9,94 

2,33 

i,59 

1954 

132,13 

3,96 

i9,95 

2,34 

1,62 

1955 

133,75 

4,01 

19,96 

2,35 

1,66 

1956 

i35,4i 

4,06 

i9,97 

2,36 

1,70 

1957 

137,” 

4,11 

19,98 

2,37 

i,74 

1958 

i38,85 

4,i7 

*9,99 

2,38 

i,79 

1959 

140,64 

4,22 

20,00 

2,39 

1,83 

i960 

H2,47 

4,27 

20,00 

2,39 

1,88 

Wie  man  sieht,  sinkt  der  Betrag,  der  aus  den  Zinsen  den 
Reservefonds  zugeführt  werden  kann,  bis  zum  Jahre  1942;  dann 
steigt  er  allmählich.  Im  Jahre  1959  ist  der  Beharrungszustand  erreicht, 
in  dem  der  Bedarf  der  Berufsgenossenschaften  für  den  Kopf  der 
Versicherten  ständig  20  M.  bleibt.  Die  Reservefonds  werden  sich 
dann  auf  ein  Kapital  von  142,47  M.  für  den  Kopf  gehoben  haben, 
was  bei  einer  Verzinsung  von  3 °/o  einem  Zinsertrag  von  4,27  M. 
entspricht,  während  sich  der  dauernde  Zuschlag  zur  jährlichen 
Umlage  nur  auf  2,39  M.  stellt.  So  werden  die  Zinsen  im  Jahre 
i960  bereits  einen  Überschuss  von  1,88  M.  zu  Gunsten  der  Re- 
servefonds ergeben.  Der  Überschuss  wird  natürlich  von  Jahr  zu 
Jahr  grösser,  und  mit  ihm  wachsen  in  steigender  Progression 
die  Reservefonds,  ohne  dass  diesem  Anwachsen  durch  die  jetzigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  überhaupt  irgend  eine  Grenze  gezogen 
wäre.  Eine  derartige  unbegrenzte  Kapitalanhäufung  hat  aber  gar 

*)  Das  sind  die  in  Sp.  4 angegebenen  Zahlen  abzüglich  17,61  M. 
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keinen  Sinn.  Es  ist  vielmehr  ohne  weiteres  klar,  dass  sie  spätestens 
dann  ein  Ende  finden  muss,  wenn  das  angesammelte  Kapital 
dem  Deckungskapital  aller  Entschädigungsverpflichtungen  der 
Berufsgenossenschaften  entspricht.  Das  ist  nach  den  Berechnungen 
der  »Denkschrift,  betr.  die  Höhe  und  Verteilung  der  finanziellen 
Belastung  aus  der  Invalidenversicherung«*)  der  Fall,  wenn  die 
Zinsen  der  Reservefonds  so  hoch  geworden  sind,  dass  sie,  zur 
Umlage  mit  verwandt,  den  für  den  Kopf  der  Versicherten  noch 
erforderlichen  Umlagebetrag  auf  12,36  M.  herabbringen.  Die  Zinsen 
der  Reservefonds  müssen  sich  also  dann  auf  20 — 1 2, 36  = 7,64  M. 
stellen,  d.  h.  das  Kapital  muss  bei  dreiprozentiger  Verzinsung 
7,64 . 100 

= 254,67  M.  betragen. 

3 

Die  Zeit,  in  der  dieses  Kapital  angesammelt  sein  wird,  er- 
gibt sich  aus  der  bekannten  Gleichung 


e ==  a pn 


r (pn  — 1) 
P — 1 ’ 


wobei  e — 254,67,  a = 142,47,  p = 1,03  und  r = 2,39  ist. 
man  diese  Werte  in  die  Gleichung  ein,  so  erhält  man 


254,67  = 142,47  pn  — 


2,39  (pn  — 1) 
0,03 


5,2501  = 1,8841  pn 


Setzt 


n 


log  5,2501  — log  1,8841 
log  1,03 


= 35. 


Das  Deckungskapital  würde  also  in  dieser  vom  Gesetz  jetzt 
vorgeschriebenen  Weise  nach  35  Jahren,  d.  i.  im  Jahre  1994,  an- 
gesammelt sein.  Damit  müsste  dann  unbedingt  mit  der  Ver- 
grösserung  der  Reservefonds  aufgehört  und  zugleich  plötzlich  mit 
dem  Beitrag  von  17,61  M.  auf  12,36  M.  für  den  Kopf  der  Ver- 
sicherten herabgegangen  werden.  Es  bedarf  keiner  Worte,  dass 
solch  eine  plötzliche,  unvermittelte  Ermässigung  des  Beitrags 
höchst  unerwünscht  und  ein  allmählicher  Übergang  von  höheren 
zu  niedrigeren  Beitragssätzen  weit  vorzuziehen  wäre.  Wünschens- 
wert wäre  es  dabei,  so  frühzeitig  wie  möglich  mit  der  Herab- 
minderung der  Beiträge  zu  beginnen,  den  Maximalbeitrag  die 


*)  Zu  Nr.  93  der  Drucksachen  des  Reichstags,  Session  98/99,  S.  85 — 90; 
abgedruckt  als  Anlage  V zu  Nr.  703  a der  Drucksachen  1900. 
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Höhe  des  Beitrags  für  1921  von  17,61  M.  möglichst  wenig  über- 
schreiten und  alsdann  die  Beiträge  von  Jahr  zu  Jahr  um  an- 
nähernd den  gleichen  Betrag  abnehmen  zu  lassen.  In  den  Jahren 
1922  und  1923  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Bedarf  der  Berufs- 
genossenschaften geringer  als  17,61  M.,  1924  wächst  er  auf  17,80  M. 
und  dann  in  allmählich  abnehmendem  Grade  weiter.  Das  soeben 
gekennzeichnete  Ziel  lässt  sich  nun  in  der  Weise  erreichen,  dass 
von  1924  an  aus  den  Zinsen  der  Reservefonds  jährlich  Summen 
als  Zuschuss  zum  Bedarf  der  Berufsgenossenschaften  ent- 
nommen werden,  die  1925  das  doppelte,  1926  das  dreifache  und 
so  fort  des  Zuschusses  des  Jahres  1924  ausmachen  und  die  so 
bemessen  sind,  dass  in  demselben  Jahre,  in  dem  auf  diese  Weise 
der  durch  Umlage  aufzubringende  Jahresbeitrag  auf  12,36  M.  herab- 
gemindert ist,  auch  die  Reservefonds  das  Deckungskapital  erreichen. 

Es  kommt  nun  darauf  an,  die  Grösse  dieser  den  Zinsen  zu 
entnehmenden  Beträge  zu  bestimmen.  Dazu  verhilft  folgende 
Betrachtung: 

Werden  einem  Kapital  a bei  dreiprozentiger  Verzinsung 
jährlich  die  Zinsen  zugeschlagen  abzüglich  eines  Betrages  r im 
ersten  Jahre,  2 r im  zweiten  Jahre,  3 r im  dritten  Jahre  u.  s.  w., 
so  beläuft  sich  das  Kapital,  wenn  man  1,03  = p setzt, 
nach  Ablauf  des 

1.  Jahres  auf  a p — r 

2.  „ „ (ap  — r)p  — 2r  = ap2  — rp  — 2r 

3.  ,,  „ a p3  — r p2  — 2 r p — 3r 

n.  „ ,,  a pn  *—  r p11-1  — 2 r pn~2  — ...  — (n — 1)  r p — n r 

Das  Endkapital  e stellt  sich  also  unter  diesen  Bedingungen  auf 
e = apn  — r {pn—1  -|-  2 pn— 2 3 pn— 3 (n — 1)  p -[-  n} 

In  unserm  Falle  soll  nun  das  Ausgangskapital  a der  Betrag 
der  Reservefonds  Anfang  1924,  also  rund  = 85  M.  sein,  das  End- 
kapital e dem  Deckungskapital  der  berufsgenossenschaftlichen 
Verpflichtungen,  d.  i.  rund  255  M.,  entsprechen.  Es  besteht  so- 
mit die  Gleichung 

255  = 85  p"  — r {p"-1  + 2 p—2  + 3 p"“3  + . . . + (n— 1)  p + n} 


21 


Nun  ist  der  Bedarf  der  Berufsgenossenschaften  im  nten  Jahre 
20  M.,  also  der  Abzug,  den  die  Zinsen  im  nten  Jahre  erfahren 
sollen,  20 — 12,36  = 7,64  M. 

Mithin  erhält  man: 

n r = 7,64 
_ 7.64 
n 

255  = 85pn  — ^^|pn-1-j-2pn~2-f-3pn~3-)-  . . -(-(n  — 1) p— [— n)j 

Die  Aufgabe  ist  nun,  hieraus  den  Wert  von  n und  damit 
auch  von  r zu  finden.*) 

Zu  dem  Zweck  schreibt  man  zunächst  die  Glieder  der  in 
der  Klammer  stehenden  Reihe  in  umgekehrter  Folge  und  zer- 
gliedert die  Reihe  alsdann  in  folgende  geometrische  Reihen : 
n-[-(n  — l)p-|-(n  — 2)p2-|-(n — 3)p3-(-. . . — 3 pn — 3— [— 2 pn  2— f- pn  1 = 

1)  1+P  + P2+P3+  • • • + P"~3 + p”-2+ P1-1  Oders,  =-^^— 

2)  +1+P+PM-P-H-  ■ • ■ +p"-s+p"-2  s2  = 

3)  +1+P+Pa+Pa+  • • • +P"“8  - S8  = 1 


— 3)H-r  -f-p-4-p2+p3 

-2)+l+P+P2 

-1)+1+P 

«)+l 


„ S„_3  = 

>>  Sn— 2 — 

1 1 Sn — 1 — 

s — 

> j vJn  


P4~l 

P — 1 
P3— 1 

P—  1 

P2 1 

P— 1 

P— 1 

P— 1 


*)  Die  folgende  Lösung  der  Gleichung  verdanke  ich  dem  ersten  Ob- 
servator an  der  Berliner  Sternwarte,  Herrn  Professor  Dr.  Viktor  Knorre. 
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Durch  Addition  der  senkrecht  unter  einander  stehenden 
Glieder  erhält  man  die  in  der  Klammer  stehende  Reihe  wieder. 
Diese  ist  also 

= Si  — (—  S2  — S3  — ]— — ]— Sn — 3— |-Sn_2-j-Sn_1-|-Sn 

P"  +P"~1+Pn~3+ +P4+P3+P2+P-» 

P— l 


!+P+P2+P8+ +P?~2+P"~1+P°  — (n+1) 

p-1 

pn  + 1 1 

~PZrr  (n+1)  _ P”  ~^~1  1 (n~t~l)(P  1) 

p-1  - (p-1)* 


Die  Gleichung  verwandelt  sich  also  in 

7,64  (p"+1-l-  (n+1)  (P-1)| 
n | (P  — l)2  ) 


255  = 85  pn 


(p-1)2 

Setzt  man  hierin  7,65  statt  7,64  — was  bei  der  Natur  der 
Grössen,  mit  denen  man  es  hier  zu  tun  hat,  ohne  Bedenken  ge- 
schehen kann  — , so  lässt  sich  die  Gleichung  durch  den  gemein- 
samen Faktor  85  dividieren  und  es  wird 

0,09  / p"  +1  —1—  (n  + 1)  (p—  1)\ 

_ (P-1)S  I 


Pn  - 


Weitere  Umformungen  ergeben 

3(p  — 1)2  n=  (p— 1)2  p"  n — 0,09  {pn  +1  — 1 — (n+l)(p— 1)} 

3(p  — l)2  n = (p  — l)2  p"  n — 0,09  { p"  +1  — P — (p — l)nj 

oder,  die  Werte  von  p = 1,03,  p — 1 = 0,03  und  (p  — i)3  = 0,0009 
eingesetzt, 

0,0027  n = 0,0009  p"  n — 0,09  (pn  +1  — 0,03  n — 1,03) 
0,0027 n = 0,0009  p"  n — 0,09  p"  +1  +0,0027n+0,0927 
so  dass  die  Gleichung  zusammenschrumpft  auf 

0,09  p"  +1  —0,0009  p"  n = 0,0927 
pn  (0,09p  — 0,0009 n)  = 0,0927 
1,03"  (0,0927  — 0,0009n)=  0,0927 
1,03"  (927  — 9n)  = 927 


Bei  der  Einfachheit  dieses  Ausdrucks  findet  man  durch  Ver- 
suche leicht,  dass  die  positive  ganze  Zahl  — nur  eine  solche 
kann  ja  der  Natur  der  Sache  nach  in  Frage  kommen  — , die  sich 
dem  genauen  Wert  von  n am  meisten  nähert,  97  ist. 

Die  Berechnung  der  linken  Seite  der  Gleichung  für  11  = 97 
ergiebt 

log  1,03  = 0,012  8372 

log  1,0397  = 1,245  2084 

log  54  = 1,732  3938 

log  (54.1,0397)=  2,977  6022 

54. 1,0397  = 949,73  statt  927. 


Dagegen  giebt  11  = 98  für  die  linke  Seite  der  Gleichung  nur 
815,19  und  jeder  höhere  Wert  von  n,  da  der  Wert  von  927  — 911 
sehr  viel  schneller  abnimmt  als  der  von  1,03 n zunimmt,  zunächst 
schnell  kleiner  werdende  positive,  dann  stetig  wachsende  negative 
Werte.  Einen  höheren  Wert  als  97  kann  n also  nicht  haben. 
Ebenso  wenig  kann  ein  geringerer  Wert  für  n in  Frage  kommen, 
denn  es  giebt  für 


n 

96 

i,°3n 

(927 

— 9 n)  = 1075,7 

n 

= 

90 

yy 

= 1673,1 

n 

— 

80 

yy 

= 2201,7 

n 

= 

70 

yy 

= 235I>6 

n 

= 

60 

yy 

==  2280,0 

n 

= 

50 

y 7 

= 2091,1 

n 

= 

40 

„ 

= 1849,6 

n 

= 

30 

,, 

= *594,7 

Somit 

ist 

n 

= 97 

und 

7,64 

r = = o,< 

Folglich  wird  sich  durchschnittlich  für  den  Kopf  der  Ver- 
sicherten stellen  der 


Zuschuss 

Jahresbeitrag  Gesamtbedarf  aus  den  Zinsen 


JC 

JC 

jW 

1924 

auf  17,72 

17,80 

0,08 

*925 

,,  17,84 

18,00 

0,16 

1926 

„ W,96 

18,20 

0,24 

1927 

„ 18,03 

18.35 

0,32 
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Zuschuss 

Jahresbeitrag  Gesamtbedarf  aus  den  Zinsen 


JO 

JO 

JO 

1928 

auf 

18, 11 

18,50 

o,39 

x929 

y ) 

18,18 

18,65 

o,47 

1930 

yy 

18,25 

18,80 

o,55 

I931 

yy 

18,27 

18,90 

0,63 

1932 

yy 

18,29 

19,00 

0,71 

1933 

yy 

18,31 

19, 10 

o,79 

1934 

yy 

18,33 

19,20 

0,87 

*935 

yy 

18,35 

19,3° 

o,95 

J9  36 

„ 

18,38 

19,49 

1,02 

1937 

yy 

18,38 

w 

p> 

00 

1,10 

*938 

r, 

18,37 

19,55 

1,18 

1939 

yy 

18,34 

19,60 

1,26 

1957 

yy 

17,3° 

19,98 

2,68 

1958 

yy 

17,23 

,9-99 

2,76 

*959 

yy 

17,16 

20,00 

2,84 

i960 

yy 

17,08 

20,00 

2,92 

1961 

yy 

17,00 

20,00 

3,0° 

2018  ,, 

12,51 

20,00 

7,49 

2019  „ 

12,44 

20,00 

7,56 

2020  „ 

12,36 

20,00 

7,64 

2021  ,, 

12,36 

20,00 

7,64 

Der  höchste  Jahresbeitrag  wird  also  auf  diese  Weise  in  den 
Jahren  1936  und  1937  erreicht.  Er  beläuft  sich  auf  18,38  Mk., 
d.  i.  nur  aul  77  Pfennige  für  den  Kopf  der  Versicherten  mehr 
als  der  Höchstbeitrag,  der  nach  den  unveränderten  Bestimmungen 
des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  erreicht  werden  müsste. 
Mit  1938  beginnend,  nimmt  der  Beitrag  allmählich  ab,  zunächst 
sehr  langsam,  dann  schneller  bis  1959,  mit  welchem  Jahre  die 
gleichmässige  Abnahme  von  0,0788  Mk.  jährlich  beginnt. 
Diese  dauert  bis  zum  Jahre  2020,  in  dem  der  Beitrag  12,36  Mk. 
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beträgt.  Damit  sind  dann  zugleich  die  Reservefonds  gleich  dem 
Deckungskapital  der  berufsgenossenschaftlichen  Verpflichtungen 
geworden,  was  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
unter  Aufwendung  viel  höherer  Beiträge  26  Jahre  früher  (z.  vergl. 
S.  19)  erreicht  wäre. 

Erwähnt  sei  noch,  dass  es  sich  bei  etwaiger  praktischer 
Durchführung  dieser  Vorschläge  empfehlen  würde,  das  vorüber- 
gehende Herabgehen  der  Umlagebeiträge  in  den  Jahren  1922  und 
1923  zu  vermeiden  und  in  diesen  Jahren  einen  den  Bedarf  etwas 
übersteigenden  zwischen  17,61  M.  und  17,72  M.  liegenden  Bei- 
trag zu  erheben.  Würden  dann  durch  die  Überschüsse  die  Re- 
servefonds erhöht,  so  müsste  die  Ansammlung  der  Deckungs- 
kapitalien noch  etwas  schneller  vor  sich  gehen. 

Der  Umstand,  dass  diese  Rechnungen  weit  in  die  Zukunft 
hineinreichen  bis  in  Zeiten,  die  sonst  niemand  bei  praktischen 
Mafsnahmen  mehr  in  Betracht  zu  ziehen  pflegt,  verringert  ihren 
Wert  nicht.  Allerdings  darf  man  nicht  meinen,  dass  sich  die 
wirkliche  Gestaltung  der  Dinge  nunmehr  genau  der  Rechnung 
entsprechend  vollziehen  wird  — dazu  sind  die  Grundlagen  der 
Rechnung,  die  Gesetzgebung,  die  wirtschaftliche  Entwicklung  u.s.w. 
zu  sehr  dem  Wechsel  unterworfen.  Aber  das  entwickelte  Schema 
der  Grössengestaltungen  bleibt  an  sich  immer  bestehen,  und 
alles,  was  die  Wirklichkeit  an  Neuem  bringt,  kann  nur  die  ab- 
soluten Grössen  ändern  oder  neue  Verknüpfungen  der  Grössen 
schaffen,  die  dann  gewisse  Modifikationen  des  Grundschemas  zur 
Folge  haben  können.  Das  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz 
will  durch  einstweilige  allmähliche  Steigerung  der  Beiträge  zu 
dauernden  festen  Beiträgen  kommen,  gerät  aber  damit,  wie  wir 
gesehen  haben,  gleichsam  auf  einen  Abhang,  d.  h.  es  gelangt  zu 
einem  plötzlichen  Sturze  der  Beiträge  gegen  Ende  des  laufenden 
Jahrhunderts.  Will  man  diesen  Weg  so  gestalten,  wie  er  offenbar 
dem  Gesetzgeber  selbst  vorgeschwebt  hat,  so  muss  man  ihm  im 
wesentlichen  die  hier  vorgezeichnete  Richtung  geben,  wie  sehr 
die  Einzelheiten  auch  durch  spätere  Erfahrungen  und  Ein- 
wirkungen der  geschichtlichen  Entwicklung  geändert  werden 
mögen. 

Jede  andere  Methode,  die  Verpflichtungen  und  das  Vermögen 
der  Versicherungsträger  ins  Gleichgewicht  zu  setzen,  macht 
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plötzliche  Beitragserhöhungen  oder  -Herabsetzungen  unum- 
gänglich. Man  könnte  z,  B.  daran  denken,  in  der  Zukunft  so- 
fort für  die  neuen  Unfälle  jedes  Jahres  das  Deckungskapital 
umzulegen  und  daneben  unter  langsamer  Aufzehrung  der  bereits 
vorhandenen  Reservefonds  die  in  jedem  Jahre  fälligen  Renten 
aus  den  Unfällen  der  früheren  Jahre  bis  zum  allmählichen  Aus- 
scheiden der  Rentenempfänger  aufzubringen.  Aber  es  ist  klar, 
dass  dies  zu  einer  ungeheuren  Belastung  der  Versicherungsträger 
in  den  ersten  Jahren  führen  müsste,  und  dass  die  Beiträge,  all- 
mählich sinkend,  doch  auch  erst  nach  etwa  70  Jahren  bis  auf 
den  dem  Deckungsverfahren  entsprechenden  Betrag  herabgegangen 
sein  könnten.  Diese  Lösung  kam  daher  wegen  ihrer  offenbaren 
praktischen  Unausführbarkeit  bei  der  Beratung  der  Novelle  gar 
nicht  zur  Sprache.  Theoretisch  weniger  vollkommen,  aber  prak- 
tisch eher  durchführbar  wäre  es,  wenn  man  gleich  von  vorn 
herein  zu  einem  Jahresbeitrag  überginge,  der  dauernd  gleich 
bliebe,  und  der  dann  allerdings  nicht  zur  Ansammlung  des 
vollen  Deckungskapitals  führen  könnte,  sondern  wobei  ein  Teil 
der  Entschädigungsverpflichtungen  ungedeckt  bliebe.  Der  Jahres- 
beitrag müsste  hierbei  natürlich  zur  Befriedigung  der  ungedeckt 
bleibenden  Rentenverpflichtungen  mit  ausreichen,  er  müsste  also 
höher  werden  als  derBeitrag  beim  vollkommenen  Deckungsverfahren 
und  niedriger  als  der  Beitrag  im  Beharrungszustande  beim  Um- 
lageverfahren. Je  früher  zu  diesem  gleichmässigen  Beitrage 
übergegangen  würde,  desto  näher  läge  er  dem  Beitrage  beim 
vollkommenen  Deckungsverfahren,  je  später  es  geschieht,  um  so 
mehr  nähert  er  sich  dem  Beitrage  im  Beharrungszustande  des 
Umlageverfahrens;  denn  die  ungedeckt  bleibenden  Rentenver- 
pflichtungen sind  in  jenem  . Falle  klein,  in  diesem  gross  im  Ver- 
hältnis zu  den  bis  zum  Beharrungszustande  noch  entstehenden 
neuen  Verpflichtungen.  Wäre  der  Übergang  im  Jahre  1898  ge- 
schehen, so  wäre  man  nach  der  Berechnung  der  »Denkschrift, 
betreffend  die  Höhe  und  Verteilung  der  finanziellen  Belastung 
aus  der  Invalidenversicherung«  (z.  vergl.  S.  19)  auf  einen  gleich- 
mässigen Beitrag  von  13,64  Mk.  gekommen,  also  nur  auf  einen 
Zuschlag  von  13,64  — 12,36  = 1,28  Mk.  Wenn  dieser  Zuschlag 
in  der  Denkschrift  als  Zuschlag  zur  Tilgung  des  Fehlbetrags 
bezeichnet  wird,  so  darf  man  sich  dadurch  nicht  irreführen 
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lassen,  denn  die  Tilgung  soll  »in  der  Unendlichkeit«,  d.  h.  eben 
gar  nicht  erfolgen.  Die  Mathematik  entspricht  zwar  stets  der 
Logik,  nicht  aber  immer  die  mathematisch  scholastische  Ausdrucks- 
weise — nach  der  sich  ja  z.  B.  auch  zwei  parallele  Linien  in 
der  Unendlichkeit  schneiden  sollen. 

Immerhin  wäre  der  Sprung  von  8,68  Mk.  Beitrag  im  Jahre  1897 
auf  13,64  Mk.  1898,  also  eine  plötzliche  Erhöhung  von  rund  5 Mk., 
recht  hart  für  die  Betriebsunternehmer  gewesen.  Die  Kommission 
des  Reichstages  konnte  sich  daher  zu  einer  Lösung  dieser  Art 
nicht  entschliessen  und  gelangte  zu  dem  bereits  erläuterten  Aus- 
weg, der,  in  der  hier  vorgeschlagenen  Weise  verbessert,  ganz 
allmählich  mit  so  geringen  Opfern,  wie  es  der  Natur  der  Dinge 
nach  möglich  ist,  zum  vollkommenen  Deckungsverfahren  führt. 

m. 

Bei  den  gesamten  vorhergehenden  Betrachtungen  ist  — wie 
früher  (S.  14)  bereits  hervorgehoben  — von  der  Voraussetzung 
ausgegangen  worden,  dass  die  Reservefonds  aller  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  zusammen  einen  einheitlichen  Fonds  bilden, 
der  als  gemeinsame  Rücklage  für  sämtliche  Entschädigungsver- 
pflichtungen der  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  zu  dienen 
habe.  Diese  Voraussetzung  trifft  nun  bekanntlich  durchaus  nicht 
zu.  Jede  Berufsgenossenschaft  ist  vielmehr  ein  selbständiges 
wirtschaftliches  Individuum,  das  für  seine  eigenen  Verpflichtungen 
allein  aufzukommen  hat  und  dem  als  Deckung  dafür  nur  sein 
eigenes  Vermögen  dient.  Dabei  ist  das  Verhältnis  zwischen  den 
Verpflichtungen  und  den  Reserven  in  den  einzelnen  Berufsge- 
nossenschaften ausserordentlich  verschieden,  so  dass  die  für  den 
Durchschnitt  aller  Berufsgenossenschaften  gefundenen  Werte  auch 
nicht  annähernd  für  die  einzelne  Genossenschaft  gelten  können. 
Es  ist  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  in  der  einen  oder  andern 
Berufsgenossenschaft  die  Zinsen  des  Reservefonds,  den  sie  im 
Jahre  1921  angesammelt  hat,  noch  nicht  einmal  ausreichen 
könnten,  ein  künftiges  Ansteigen  der  Beiträge  völlig  zu  verhüten, 
während  andere  vielleicht  die  Zinsen  ihrer  Reservefonds  ganz 
oder  fast  ungeschmälert  weiter  aufhäufen  können. 

Soll  unter  diesen  Umständen  die  künftige  berufsgenossen- 
schaftliche Finanzwirtschalt  rationell  gestaltet  werden,  so  bleibt 
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nichts  anderes  übrig,  als  dass  für  jede  Berufsgenossenschaft  eine 
besondere  ihren  individuellen  Verhältnissen  angepasste  Skala  für 
die  spätere  Beitragserhebung  festgesetzt  wird.  Dies  wird  aber  nicht 
ohne  weiteres  ausführbar  sein,  denn  das  statistische  Material  einer 
ganzen  Reihe  von  Berufsgenossenschaften  ist  so  beschränkt,  dass 
die  darauf  beruhenden  Berechnungen  nicht  die  nötige  Sicherheit 
gewährleisten  könnten.  Um  das  Gesetz  der  grossen  Zahl  in  allen 
Fällen  voll  zur  Geltung  kommen  zu  lassen,  müsste  man  vielmehr 
mehrere  Berufsgenossenschaften,  am  besten  wohl  die  sich  auf 
verwandte  Betriebszweige  erstreckenden,  zusammenfassen.  Man 
könnte  daran  denken,  für  diesen  Zweck  die  Industriegruppen 
etwa  nach  der  Einteilung  der  Reichsgewerbestatistik  zusammen- 
zufassen. Dabei  müsste  folgerichtig  dem  gemeinsamen  Vermögen 
auch  die  gemeinsame  Tragung  der  Unfalllasten  entsprechen;  im 
übrigen  brauchten  die  einzelnen  eine  Gruppe  bildenden  Berufs- 
genossenschaften in  ihrer  selbständigen  Verwaltung  nicht  beein- 
trächtigt zu  werden,  falls  ihre  Verschmelzung  zu  einer  Ver- 
waltungseinheit nicht  zu  erreichen  sein  sollte.  Nach  § 51  des 
Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  können  die  Berufsgenossen- 
schaften schon  jetzt  mit  einander  vereinbaren,  die  von  ihnen  zu 
leistenden  Entschädigungsbeiträge  ganz  oder  zum  Teil  gemein- 
sam zu  tragen.  Diese  Bestimmung  könnte  leicht  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  weiter  ausgebildet  werden. 

Man  könnte  auch  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  nach 
dem  Vorgang  der  Invalidenversicherung  ein  Gemeinvermögen 
für  alle  Berufsgenossenschaften  schaffen,  dem  dann  natürlich 
auch  wiederum  ein  gemeinsames  Risiko  entsprechen  müsste- 
Freilich  würden  die  Berufsgenossenschaften,  falls  auf  diese  Weise 
die  ganzen  Reservefonds  gemeinsames  Vermögen  werden  sollten, 
ihren  Charakter  wesentlich  verändern.  Ohne  eignes  V ermögen  würd  en 
sie  aufhören,  selbständige  wirtschaftliche  Existenzen  zu  sein,  ihre 
Vorstände  und  sonstigen  Organe  würden  mehr  den  Charakter  von 
Verwaltungsstellen  der  allgemeinen  Unfallversicherungseinrich- 
tung annehmen,  und  es  läge  dann  nahe,  an  weitere  organisatorische 
Umgestaltungen  zu  denken,  bei  denen  die  Berufsgenossenschaften 
als  solche  schliesslich  allerdings  ganz  verschwinden  könnten. 
Dieser  Gedanke  kann  hier  nicht  weiter  ausgeführt  werden,  aber  er 
liegt  so  nahe,  dass  er  wenigstens  angedeutet  werden  musste. 
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Einerseits  öffnet  sich  hier  eine  weite  Perspektive  fernerer  Re- 
formen — sogar  über  das  enge  Gebiet  der  Unfallversicherung 
hinaus;  andererseits  wird  der  Blick  dadurch  auf  die  grossen 
Widerstände  geleitet,  die  bei  der  rationelleren  Gestaltung  der 
finanziellen  Grundlagen  der  Unfallversicherung  zu  überwinden 
sein  werden. 

Dieselben  Interessenkreise,  die  sich  zu  Anfang  der  achtziger 
Jahre  vorigen  Jahrhunderts  der  finanziellen  Fundierung  der  Un- 
fallversicherung nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  ent- 
gegenstellten, werden  dies  auch  weiterhin  tun.  Sie  wollen 
eben  den  Berufsgenossenschaften  die  Mittel  zur  Deckung  ihrer 
Verpflichtungen  nicht  geben,  sondern  die  Genossenschaften  in 
finanzieller  Abhängigkeit  von  ihren  Mitgliedern  erhalten,  um  sich 
so  die  Machtposition,  die  ihnen  die  berufsgenossenschaftliche 
Organisation  geschaffen  hat,  möglichst  zu  sichern.  Ihr  Streben 
geht  dahin,  die  Reservefonds  dauernd  recht  klein  zu  erhalten 
und  somit  die  Bestimmungen  der  Novelle  vom  30.  Juni  1900 
nicht  nur  nicht  weiter  zu  vervollkommnen,  sondern  im  Gegenteil 
zu  Gunsten  der  Bestimmungen  des  alten  Unfallversicherungs- 
gesetzes wieder  aufzuheben.  Von  ihrem  Interessenstandpunkt 
aus  haben  sie  in  diesem  reaktionären  Streben  durchaus  recht. 
Denn  es  kann  in  der  Tat  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dass 
der  Uebergang  zum  Kapitaldeckungsverfahren  den  Anfang  vom 
Ende  der  jetzigen  Machtstellung  der  Berufsgenossenschaften  be- 
deutete. Vom  höheren  Standpunkt  des  allgemeinen  Wohls 
indessen  muss  immer  davon  ausgegangen  werden,  dass  die  Be- 
rufsgenossenschaften nicht  um  ihrer  selbst  willen  da  sind,  sondern 
nur  zur  Durchführung  der  Unfallversicherung,  dass  sie  also  jede 
Änderung  der  Organisation,  die  im  Interesse  der  Unfallver- 
sicherung erforderlich  erscheint,  ja  wenn  nötig,  selbst  ihre  völlige 
Auflösung  über  sich  ergehen  lassen  müssen.  Ohne  Widerstand 
der  Interessengruppen,  auf  deren  Kosten  sich  eine  solche  Ent- 
wicklung vollzieht,  geht  das  aber  der  Natur  der  Dinge  nach 
nicht  ab.  Wenn  somit  die  erstrebte  Reform  gerade  die  grosse 
Masse  der  berufsgenossenschaftlichen  Kreise  gegen  sich  haben 
wird,  so  ist  das  ein  unvermeidlicher  Übelstand,  der  die  Energie 
der  Reformbestrebungen  nicht  hemmen  darf,  sondern  erhöhen  sollte. 

Allerdings  betonen  die  Anhänger  des  alten  Um lagev erfahren s 
der  Regel  nach  bei  der  Verteidigung  ihres  Standpunkts  weniger 
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die  Gefährdung  der  Machtstellung  der  Berufsgenossenschaften 
als  vielmehr  das  allgemeine  Interesse  der  Industrie.  Wenn  auch 
das  Umlageverfahren  im  Beharrungszustande  und  schon  vorher 
weit  höhere  Beiträge  erfordere  als  das  Deckungsverfahren,  so 
müsse  doch  in  beiden  Fällen  die  Industrie  die  ganzen  für  die 
Versicherung  nötigen  Summen  aufbringen.  Der  Unterschied  sei 
nur  der,  dass  die  Industrie  beim  Deckungsverfahren  das  Deckungs- 
kapital hergeben  müsse,  während  sie' dieses  beim  Umlageverfahren 
zu  freier  Verfügung  behalte.  Da  sich  nun  das  Kapital  in  der 
Industrie  weit  besser  verzinse  als  in  den  Fonds  der  Berufsge- 
nossenschaften, so  sei  es  eine  wirtschaftlich  nicht  zu  rechtfertigende 
Massregel,  der  Industrie  so  grosse  Summen  zu  Gunsten  der  Berufs- 
genossenschaften zu  entziehen.  Man  nähme  dadurch  der  Industrie 
weit  mehr,  als  ihr  später  durch  die  zu  erwartenden  Ersparnisse 
an  Beiträgen  zu  gut  käme.  Dieser  Gedanke  findet  sich  schon 
in  der  Begründung  des  alten  Unfallversicherungsgesetzes  und  ist 
seitdem  unzählige  Male  wiederholt  worden.  Nichtsdestoweniger 
ist  er  von  Grund  aus  falsch. 

Nicht  die  Gewerbe  und  Industrien  als  solche  haben  die 
Beiträge  zu  zahlen,  sondern  die  einzelnen  industriellen  Unter- 
nehmer. Diese  haben  für  die  Versicherungsbeiträge  in  derselben 
Weise  aufzukommen  wie  für  alle  anderen  Unkosten  ihrer  Unter- 
nehmungen . Eine  Erhöhung  derV ersicherungsbeiträge  wirkt  somit  wie 
jede  andere  Erhöhung  der  Betriebsunkosten.  Alle  Unkosten  werden 
schliesslich  gedeckt  aus  den  Einnahmen,  also  aus  der  Verwertung 
der  Erzeugnisse  des  Betriebs.  Erhöht  sich  ein  Teil  der  Unkosten, 
so  muss  der  Unternehmer  nach  einem  Ausgleich  suchen.  Hierzu 
bieten  sich  ihm  an  und  für  sich  verschiedene  Wege.  Zunächst 
wird  er  versuchen,  an  andern  Unkosten  zu  sparen  oder  seine 
Erzeugnisse  besser  zu  verwerten.  Kommen  auf  diese  Weise  Ver- 
besserungen der  Produktionsmittel  und  -Methoden,  der  Kredit- 
verhältnisse, der  Geschäftsverbindungen  zu  Stande,  so  verwandelt 
sich  das,  was  ursprünglich  als  erhöhte  Last  empfunden  wurde, 
zum  Segen  für  die  Industrie  und  alle  Interessenten.  Findet  der 
Ausgleich  durch  Erhöhung  der  Preise  der  Erzeugnisse  statt,  so 
wird  die  Last  auf  die  Konsumenten  abgewälzt.  Ist  weder  dieser 
noch  jener  Weg  gangbar,  so  müssen  sich  die  Einnahmen  des 
Unternehmers  aus  seinem  Betriebe  verringern,  wenn  nicht  etwa 
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zu  Lohnherabsetzungen  geschritten  wird.  Führt  dies  nun  zur 
Einschränkung  der  Revenue  für  die  persönlichen  Bedürfnisse  des 
Unternehmers,  so  trägt  dieser  als  Person  die  Last.  Das  Kapital 
der  Industrie  als  solches  tritt  erst  in  die  Bresche,  wenn  die  neue 
Belastung  nicht  anders  aufzubringen  ist  als  dadurch,  dass  die 
Wertsummen,  die  zur  Durchführung  der  Unternehmungen 
erforderlich  sind,  verringert  werden.  Dies  kann  in  der  Weise 
geschehen,  dass  einzelne  Betriebe  direkt  verkleinert  oder  einge- 
stellt werden,  oder  dass  Summen,  die  sonst  der  Industrie  zugeflossen 
wären  — zu  Neuanlagen,  Vergrösserungen  bestehender  Unter- 
nehmungen u.  s.  w.  — nunmehr  zurückgehalten  werden,  wobei 
noch  zu  beachten  ist,  dass  es  keine  Verminderung,  sondern  eine 
Vermehrung  des  industriellen  Kapitals  bedeutet,  wenn  kapital- 
schwache Unternehmer  durch  kapitalkräftigere  ersetzt  werden. 

So  wirkt  eine  Erhöhung  der  den  industriellen  Unternehmern 
auferlegten  Lasten  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin,  und 
nichts  spricht  dafür,  dass  die  geringe  Vermehrung  des  Drucks,  die  die 
allmähliche  Ansammlung  der  Deckungskapitalien  für  die  Unfall- 
versicherung mit  sich  bringt,  gerade  besonders  kapitalentziehend 
auf  die  Industrie  wirkt.  Selbst  wenn  man  aber  geneigt  ist,  dies 
zuzugeben,  so  kann  doch  nie  davon  die  Rede  sein,  dass  die 
ganzen  Summen  in  der  vollen  Höhe,  in  der  sie  in  die  Reserve- 
fonds der  Berufsgenossenschaften  wandern,  dem  Kapital  der  In- 
dustrie entzogen  würden.  Diese  Auffassung  erklärt  sich  nur  aus 
einer  völligen  Unkenntnis  oder  wenigstens  einem  völligen  Ausser- 
achtlassen  der  wirtschaftlichen  Zusammenhänge.*)  In  Wahrheit 
verteilt  sich  die  Last  je  nach  den  wechselnden  Konjunkturen 
und  wirtschaftlichen  Machtverhältnissen  auf  die  verschiedensten 
Schultern. 

Eine  ernste  Gefahr  — und  zwar  nicht  nur  für  die  Industrie, 
sondern  für  die  ganze  Nationalwirtschaft  — wäre  erst  dann  vor- 
handen, wenn  durch  die  Erhöhung  der  Versicherungsbeiträge  ein 
bemerkbarer  Druck  auf  die  Arbeitslöhne  ausgeübt  würde.  Theo- 
retisch betrachtet,  wäre  das  ja  keineswegs  ausgeschlossen.  Praktisch 


*)  Zu  vergl.  meinen  Aufsatz:  „Werden  die  den  berufsgenossenschaft- 
lichen  Reservefonds  zugeführten  Kapitalien  der  Industrie  entzogen?“  Soziale 
Praxis,  Jahrg.  XII,  S.  161. 
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ist  jedoch  derartiges  nicht  zu  fürchten.  Denn  es  handelt  sich 
hier,  wie  wir  gesehen  haben,  um  jährliche  Mehrbelastungen  von 
im  Durchschnitt  nur  i — 2 M.,  also  selbst  in  den  ungünstigsten 
Fällen  (bei  Veranlagung  zu  hohen  Gefahrenziffern)  immer  nur  von 
wenigen  Mark  für  den  Kopf  des  Arbeiters  einige  Jahre  hindurch,  und 
diese  Beträge  verschwinden  nahezu  im  Vergleich  zu  den  wach- 
senden Ansprüchen  der  Arbeiter  selbst,  der  zunehmenden  Macht 
ihrer  Koalitionen  und  damit  der  Kraft  und  der  Nachhaltigkeit 
ihrer  Bestrebungen  zur  Verbesserung  ihrer  Lage.  Jedenfalls  be- 
deutet das,  was  die  Unfallversicherung  den  Arbeitern  giebt,  un- 
vergleichlich viel  mehr  als  das,  was  sie  ihnen  etwa  durch  ver- 
mehrten Druck  auf  die  Löhne  nehmen  könnte.  Eine  wirkliche 
Gefahr  ist  also  nicht  vorhanden.  Vielmehr  berechtigt  der  Umstand, 
dass  die  Lebenslage  und  Kaufkraft  der  arbeitenden  Bevölkerung 
durch  die  Versicherung  gehoben  wird  — - so  gering  man  das  auch 
veranschlagen  mag  — , zu  der  Annahme,  dass  die  Unfallversicherung, 
im  ganzen  genommen,  nicht  kapitalentziehend,  sondern  kapitai- 
erhöhend  auf  die  Industrie  wirkt.  Und  weiter:  wenn  die  Deckungs- 
kapitalien einst  aufgebracht  sein  werden,  dann  wird  das  Kapital 
der  Industrie  nicht  geringer  sein,  als  es  wäre,  wenn  man  das 
Umlageverfahren  nicht  verlassen  hätte;  denn  die  Summen,  die 
in  die  Fonds  der  Berufsgenossenschaften  geflossen  sind,  werden 
in  sicheren  Wertpapieren,  Hypotheken  u.  s.  w.  angelegt  sein  und 
manches  Geldkapital  für  die  Anlage  in  Industrie  und  Gewerbe 
frei  gemacht  haben.  An  der  Aufbringung  der  in  den  Fonds 
liegenden  Werte  werden  sich  alle  Bevölkerungsklassen,  Produ- 
zenten und  Konsumenten,  beteiligt  haben,  und  ebenso  wird  das, 
was  dadurch  erreicht  ist  — die  Verringerung  der  Beitragslast  in 
der  Zukunft,  die  Sicherung  der  Ansprüche  der  Versicherten  und 
die  grössere  Beweglichkeit  der  Organisation  — dem  ganzen  Volke 
zu  gut  kommen.  Die  Betriebsunternehmer  sind  nur  insofern  be- 
sonders beteiligt,  als  ihnen  die  Sorge  für  die  unmittelbare  Her- 
anschaffung der  jährlichen  Beiträge  obliegt.  Sie  in  erster  Linie 
werden  daher  auch  künftig  das  Herabgehen  der  Beiträge  infolge 
des  Anwachsens  der  Deckungskapitalien  als  Erleichterung  em- 
pfinden. 

Im  übrigen  hat  sich  aus  der  Art,  wie  das  Umlageverfahren 
bei  der  Unfallversicherung  gerade  von  den  Vertretern  industrieller 
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Unternehmerkreise  verteidigt  worden  ist,  gezeigt,  dass  die  all- 
mähliche Erhöhung  der  Beiträge  bis  zum  Beharrungszustande  von 
den  Unternehmern  nicht  gefürchtet  wird.  Man  hat  es  vielmehr 
immer  von  neuem  ausgesprochen,  dass  die  Industrie  im  Stande 
sein  werde,  die  hohen  Umlagen  im  Beharrungszustande  dauernd 
aufzubringen,  wenn  ihr  nur  ihr  volles  Kapital  ungeschmälert 
zur  Verfügung  bliebe.  Nun,  dass  auch  bei  Ansamm- 
lung der  Deckungskapitalien  keine  Gefahr  besteht,  dass  der 
Industrie  Kapital  entzogen  wird,  haben  wir  nachgewiesen;  es 
bleibt  also  nur  das  Eingeständnis  der  unmittelbar  Beteiligten, 
dass  Jahresbeiträge  in  der  Höhe,  wie  sie  das  Umlageverfahren  im 
Beharrungszustande  fordert,  einst  ohne  besondere  Schwierigkeiten 
zu  beschaffen  sein  werden.  Im  Interesse  des  sozialpolitischen 
Fortschritts  ist  das  aufs  freudigste  zu  begrüssen.  Die  Arbeiter- 
versicherung ist  ja  mit  der  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  noch  nicht  abgeschlossen.  Es  harrt,  wenn 
man  von  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  in  diesem  Zu- 
sammenhänge zunächst  absehen  will,  noch  die  Witwen-  und 
Waisenversorgung  der  gesetzlichen  Regelung.  Bisher  ist  man, 
obgleich  überall  das  Bedürfnis  nach  einer  gesetzlichen  Witwen- 
und  Waisenfürsorge  anerkannt  wird,  nach  dieser  Richtung  hin 
noch  niemals  über  Erwägungen  allgemeinster  Natur  hinaus- 
gegangen, weil  stets  sogleich  die  Frage  auftauchte,  woher  die 
Mittel  zu  nehmen  seien,  und  hierauf  stets  die  Antwort  fehlte. 
Wird  nun  aber  die  hier  vorgeschlagene  Umgestaltung  der  finan- 
ziellen Grundlage  der  gewerblichen  Unfallversicherung  durch- 
geführt, so  tritt  eine  allmähliche  Entlastung  der  Industrie  ein, 
die  die  Unternehmer  selbst  nicht  für  notwendig  halten.  Mindestens 
die  Summen,  die  nach  dem  neuen  Verfahren  für  die  Unfall- 
versicherung weniger  zur  Erhebung  gelangen  werden  als  nach 
dem  alten  Umlageverfahren,  können  also  für  die  Versorgung  der 
Witwen  und  Waisen  der  Industriearbeiter  Verwendung  finden. 
Es  muss  an  dieser  Stelle  bei  dieser  Andeutung  bleiben,  denn 
hierauf  jetzt  noch  weiter  einzugehen,  wäre  wohl  verfrüht  und 
liegt  auch  ausserhalb  des  Rahmens  der  vorliegenden  Arbeit. 

Dass  schon  jetzt  die  durch  die  Novelle  vom  30.  Juni  1900 
vorgeschriebene  Erhöhung  des  Reservefonds  vorteilhaft  auf  die 
berufsgenossenschaftliche  Verwaltung  wirkt,  zeigt  beispielsweise 
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eine  Resolution,  die  der  Berufsgenossenschaftstag  in  Düsseldorf 
am  17.  Tuni  1902  angenommen  hat.  Es  wird  darin  den  Berufs- 
genossenschaften empfohlen,  »durch  übereinstimmenden  Beschluss 
ihrer  Genossenschaftsversammlungen  gegenseitig  darauf  zu  ver- 
zichten, bei  der  Überweisung  eines  einzelnen  Betriebes  oder 
Nebenbetriebes  infolge  von  Berichtigungen  im  Kataster  (§  53 
Abs.  5 des  Gew. -Unf. -Vers. -Ges.)  die  Entschädigungspflicht  aus 
denjenigen  Unfällen  mitzuüberweisen,  die  sich  in  dem  zu  über- 
weisenden Betriebe  oder  Nebenbetriebe  vor  dem  Beginn  der 
Wirksamkeit  der  Überweisung  ereignet  haben«,  und  dies  u.  a. 
ausdrücklich  damit  begründet,  »dass  die  Reservefonds  der  Berufs- 
genossenschaften nach  dem  neuen  Gesetz  erheblich  verstärkt 
werden«.  Wenn  auch  in  den  nächsten  Jahren  noch  nicht  alle 
Berufsgenossenschaften  dem  Rate  dieser  Resolution  werden  Folge 
leisten  können,  so  wird  das  doch  immer  mehr  geschehen,  je 
mehr  sich  die  Reservefonds  den  Deckungskapitalien  nähern. 
Welche  Quelle  unnützen  und  unerquicklichen  Streits  damit  aus 
der  Welt  geschafft  wird,  ergiebt  sich  aus  den  Ausführungen 
auf  S.  9. 


IV. 

Die  vorstehenden  positiven  Darlegungen  haben  sich  ganz  auf 
die  gewerbliche  Unfallversicherung  beschränken  müssen,  weil 
bei  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Unfallversicherung  für 
derartige  Betrachtungen  überhaupt  noch  jeder  Boden  fehlt.  Nach 
dem  alten  Gesetz,  betreffend  die  Unfall-  und  Krankenversicherung 
der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten 
Personen,  vom  5.  Mai  1886  blieb  es  der  Landesgesetzgebung  oder 
dem  Statut  überlassen,  die  Ansammlung  eines  Reservefonds  an- 
zuordnen. Infolgedessen  hatten  Ende  1900  nur  19  von  den  be- 
stehenden 48  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  Reserve- 
fonds und  zwar  meist  nur  sehr  unbedeutende.  Die  Fonds  beliefen 
sich  zusammen  nur  auf  6 622  325  Mk.,  denen  eine  Summe  von 
19  492  231  Mk.  an  im  Laufe  des  Jahres  1900  gezahlten  Ent- 
schädigungsbeträgen gegenüberstand.  Das  neue  Unfall-Ver- 
sicherungsgesetz für  Land-  und  Forstwirtschaft  vom  30.  Juni  1900 
macht  nun  zwar  im  § 37  den  Berufsgenossenschaften  die  An- 
sammlung von  Reservefonds  zur  Pflicht.  Es  sollen  aber,  sofern 
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nicht  Landesgesetz  oder  Statut  einen  höheren  Betrag  vorschreiben, 
nur  2 % des  Jahresbedarfs  jährlich  den  Fonds  zugeführt  werden 
und  auch  das  nur,  solange  nicht  der  Reservefonds  das  Doppelte 
des  jeweiligen  Jahresbedarfs  erreicht  hat.  Bei  einigen  Berufs- 
genossenschaften — wie  bei  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft  für  das  Grossherzogtum  Hessen  und  der  für 
das  Fürstentum  Reuss  ä.  L.  — wird  dieses  Ziel  schon  jetzt  er- 
reicht sein.  Was  alsdann  zu  geschehen  hat,  ist  nach  dem  Gesetz 
nicht  ganz  klar.  Von  den  Zinsen  ist  zunächst  gar  nicht  die 
Rede,  dann  heisst  es  aber,  im  § 37  Abs.  2:  »In  dringenden  Bedarfs- 
fällen kann  die  Genossenschaft  mit  Genehmigung  des  Reichs- 
Versicherungsamts  schon  vorher  die  Zinsen  und  erforderlichen- 
falls auch  den  Kapitalbestand  des  Reservefonds  angreifen.  Die 
Wiederergänzung  erfolgt  alsdann  nach  näherer  Anordnung  des 
Reichs-Versicherungsamts.«  Das  sieht  so  aus,  als  sollten  die 
Zinsen  dem  Reservefonds  solange  verbleiben,  bis  dieser  dem 
doppelten  Jahresbedarf  der  Berufsgenossenschaft  entspricht  und 
als  könnten  sie  nach  Erreichung  dieses  Ziels  mit  verbraucht 
werden.  Dem  widerspricht  aber  der  Bericht  der  Reichstags- 
kommission, die  den  Paragraphen  formuliert  hat,  denn  es  heisst 
dort:  »Die  Zinsen  werden  selbstverständlich  dem  Reservefonds 
zugeschlagen;  sie  dürfen  selbst  dann  nicht  zu  anderen  Zwecken 
verwendet  werden,  wenn  die  .....  limitierte  Höhe  erreicht  ist.«*) 
Man  kann  also  wohl  annehmen,  dass  auch  hier  an  eine  dauernde 
Erhöhung  der  Reservefonds  gedacht  ist,  der  einstweilen  wie  bei 
der  gewerblichen  Unfallversicherung  durch  das  Gesetz  noch  kein 
Endziel  gesteckt  ist.  Die  Aufhäufung  geht  aber,  wenn  nur  dem 
Reichsgesetz  genügt  und  nicht  durch  Landesgesetzgebung  oder 
Statut  allgemein  ein  schnelleres  Tempo  bestimmt  wird,  so  lang- 
sam vor  sich,  dass  Berechnungen  über  die  in  der  Zukunft  zu  er- 
wartende Belastung  und  Kapitalansammlung  keinen  Wert  hätten. 

Übrigens  kann  auch  die  land-  und  forstwirtschaftliche  Unlall- 
versicherung in  der  That  weit  eher  von  der  Ansammlung  der 
Deckungskapitalien  absehen  als  die  gewerbliche:  Der  Übelstand, 


*)  Zu  vergl.  meine  Abhandlung:  „Die  Reform  der  Deutschen  Unfall- 
versicherungsgesetzgebung“ in  Brauns  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik.  Bd.  XVI.  S.  35. 
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dass  bei  Aufrechterhaltung  des  Umlageverfahrens  die  Beiträge 
noch  Jahrzehnte  hindurch  immer  weiter  steigen  und  bald  die 
Beiträge,  die  das  Deckungsverfahren  erfordert,  weit  überschreiten, 
wird  zwar  überall  gleich  unangenehm  empfunden;  aber  das  Objekt 
der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Tätigkeit,  der  Grund  und 
Boden,  stellt  wenigstens  eine  im  wesentlichen  unveränderliche 
Grösse  dar.  Der  einzelne  landwirtschaftliche  Unternehmer  kann 
wohl  zu  Grunde  gehen,  nicht  aber  — von  Ausnahmefällen  ab- 
gesehen — die  Grundlage  des  Unternehmens:  die  Bodennutzung. 
Diese  selbst  kann  andere  Formen  annehmen;  sie  kann  sich  bei- 
spielsweise aus  Ackerwirtschaft  in  Forst-  oder  Weidewirtschaft, 
aus  Kleinbetrieb  in  Grossbetrieb  verwandeln  und  umgekehrt,  der 
Boden  selbst  aber,  soweit  er  nicht  für  Bauten  aller  Art  und  ähn- 
liche Zwecke  in  Anspruch  genommen  wird,  bleibt  stets  als  Objekt 
der  Bewirtschaftung  bestehen.  Die  landwirtschaftlichen  Berufs- 
genossenschaften können  also  niemals  in  Gefahr  kommen,  dem 
Schicksal  zu  verfallen,  das  industriellen  Berufsgenossenschaften 
droht,  die  zu  Grunde  gehende  Industrien  und  Gewerbe  umfassen. 
Der  Grund  und  Boden  lässt  sich  auch  nicht  örtlich  verlegen,  und 
somit  spielt  bei  den  die  ganze  Land-  und  Forstwirtschaft  ihrer 
Bezirke  umfassenden  territorialen  landwirtschaftlichen  Berufs- 
genossenschaften der  Übergang  einzelner  Betriebe  von  einer 
Genossenschaft  in  die  andere  keine  Rolle.  Die  Gesamtheit  der 
Träger  der  Versicherung  ist  hier  der  Natur  der  Dinge  nach  in 
jeder  Beziehung  stabiler  als  in  Industrie  und  Gewerbe.  Das  Fehlen 
der  Deckungskapitalien  für  die  Verpflichtungen  der  Gesamtheit 
birgt  daher  hier  geringere  Gelahren.  Handelt  es  sich  übrigens  um 
den  Übergang  von  Betrieben  aus  landwirtschaftlichen  Berufs- 
genossenschaften in  gewerbliche  oder  umgekehrt,  so  gilt  durch- 
aus das  auf  S.  9 Gesagte. 

Auf  der  andern  Seite  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Beitragsverpflichtung  für  die  Unfallversicherung  als  eine  zunächst 
beständig  steigende  reale  Last  auf  der  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Nutzung  des  Bodens  liegt.  Diese  muss  sich  in  der  Be- 
wertung des  Bodens  durch  Herabdrücken  der  Bodenpreise  be- 
merkbar machen.  Ist  der  Beharrungszustand  erreicht,  so  wird 
nach  den  Berechnungen  der  schon  mehrtach  erwähnten  Denk- 
schrift der  Beitrag  für  den  Kopf  des  Versicherten  durchschnittlich 
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4,3°  Mk.  ausmachen,  während  sich  beim  Kapitaldeckungsverfahren 
der  gleich  bleibende  Beitrag  auf  nur  2,54  Mk.  stellen  würde. 
Tatsächlich  werden  sich  vermutlich  beträchtlich  höhere  Bei- 
träge ergeben,  denn  in  der  Zukunft  ist  wohl  kaum  eine  wesent- 
liche Vermehrung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  wohl  aber 
eine  gewaltige  Lohnerhöhung  zu  erwarten.  Zahlenmässig  veran- 
schlagen lässt  sich  diese  voraussichtliche  Entwicklung  indessen 
durchaus  nicht;  man  tut  daher  gut,  an  den  angegebenen  Zahlen 
einstweilen  festzuhalten.  Ein  Gut,  das  rund  100  Arbeiter  beschäftigt, 
wird  dann  beim  Umlageverfahren  im  Beharrungszustande  mit  einer 
jährlichen  Abgabe  von  430Mb.,  beim  Deckungsverfahren  von  254Mk. 
belastet  sein.  Dieser  Belastung  entspricht,  mit  dem  30 fachen 
kapitalisiert,  eine  Schuld  von  12900  M.  beim  Umlageverfahren, 
von  7620  M.  beim  Deckungsverfahren.  Mit  andern  Worten:  das 
Gut  wird,  wenn  das  Umlageverfahren  bestehen  bleibt,  nach 
einigen  Jahrzehnten  einen  um  etwa  5300  M.  geringeren  Wert 
haben,  als  es  hätte,  wenn  man  zum  Kapitaldeckungsverfahren 
übergegangen  wäre.  Handgreiflich  tritt  hierbei  hervor,  dass  die 
Ansammlung  der  Deckungskapitalien  für  die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft keine  Kapital entzi eh ung,  sondern  im  Gegenteil  eine 
Kapital erhaltun'g  bedeutet. 

Auch  bei  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Unfallversicherung 
ist  daher  eine  Reform  der  finanziellen  Grundlage  in  der  Richtung, 
dass  die  Deckungskapitalien  allmählich  aufgebracht  werden,  in 
hohem  Grade  wünschenswert.  Diese  Neugestaltung  müsste  mit 
sehr  beträchtlichen  Einlagen  in  die  Reservefonds  beginnen.  An 
ine  langsame  Einschränkung  der  zu  dem  Zweck  erforderlichen 
Zuschläge  zu  den  Beiträgen  wäre  auf  lange  Zeit  hinaus  noch 
gar  nicht  zu  denken  — was  sich  besonders  hart  fühlbar  machen 
wird,  sobald  es  zur  praktischen  Lösung  der  weiteren  Aufgaben, 
die  der  Arbeiterversicherung  noch  gestellt  sind,  also  namentlich 
der  Witwen-  und  Waisenversorgung,  kommt.  Gerade  hier  tut 
daher  Eile  not.  Ein  möglichst  baldiges  Eingreifen  der  Gesetz- 
gebung ist  erforderlich.  Sonst  werden  die  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Unternehmer  einst  schwer  an  den  Folgen  der  Kurz- 
sichtigkeit unserer  Tage  zu  leiden  haben,  oder  — was  noch  mehr 
zu  bedauern  wäre  — die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter 
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werden  auf  lange  Jahre  hinaus  in  dem,  was  die  öffentliche  Ver- 
sicherung für  sie  leistet,  hinter  den  gewerblichen  zurückstehen 
müssen. 

Mit  den  vorstehenden  Ausführungen  ist  der  behandelte 
Gegenstand  bei  weitem  nicht  erschöpft.  Dies  war  auch  nicht 
beabsichtigt;  der  Zweck  der  Arbeit  war  vielmehr  nur,  ernstlich 
dazu  anzuregen,  tiefer  in  diese  Dinge  einzudringen,  als  es  jetzt 
der  Regel  nach  geschieht.  Niemandem,  der  darüber  wirklich 
nachzudenken  beginnt,  kann  es  entgehen,  dass  eine  Verbesserung 
und  Weiterentwicklung  der  jetzt  geltenden  Bestimmungen  des  Ge- 
werbe-Unfallversicherungsgesetzes über  dieAnsammlung  derReserve- 
fonds  nicht  nur  wünschenswert,  sondern  sogar  unbedingt  notwendig 
ist.  Dass  ein  Zurückgehen  auf  die  glücklich  überwundenen  Vor- 
schriften des  alten  Unfallversicherungsgesetzes  unzweckmässig, 
ein  Vorwärtsschreiten  in  der  neu  eingeschlagenen  Richtung  aber 
sehr  gut  möglich  und  erstrebenswert  ist,  allerdings  auf  etwas 
anderer  Bahn,  als  das  jetzige  Gesetz  im  Auge  hat,  glaube  ich 
dargelegt  zu  haben.  Fände  sich  ein  gangbarer  Weg,  der  schneller 
zum  Ziele  führte  als  der  hier  gezeigte,  so  wäre  das  mit  grosser 
Freude  zu  begrüssen.  Freilich  müsste  alles  Forschen  und  alle 
theoretische  Arbeit  praktisch  erfolglos  hleiben,  wenn  die  Politik 
des  »Apres  nous  le  deluge«  die  Oberhand  behielte.  Versicherungs- 
wissenschaft und  Versicherungspraxis  sind  nur  möglich  auf  Grund 
des  Vorausschauens  in  die  Zukunft  und  der  Berücksichtigung 
der  Interessen  der  Zukunft  in  den  Massnahmen  der  Gegenwart. 
Ein  gewisses  Mass  von  Idealismus  ist  unerlässlich  für  die  Um- 
setzung des  als  richtig  Erkannten  in  die  That.  Möge  es  an 
diesem  Idealismus  an  den  für  die  praktische  Verwirklichung  der 
Reformvorschläge  berufenen  Stellen  nicht  fehlen! 
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